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Antwort
der Bundesregierung

auf die Große Anfrage der Abgeordneten Markus Löning, Ulrich Heinrich,
Dr. Werner Hoyer, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 15/3853 –

Rolle der Durchführungsorganisationen in der Entwicklungspolitik

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) als gesellschaftliche Aufgabe wird von
einer großen Zahl von verschiedensten Organisationen mit unterschiedlichen
Zielsetzungen wahrgenommen. Neben der staatlichen EZ existiert eine ausdif-
ferenzierte lebendige Landschaft von Organisationen, die sich mit EZ im wei-
testen Sinn befassen. Dazu zählen die politischen Stiftungen, die Kirchen mit
ihren Hilfswerken und einer Vielzahl von Kleinprojekten ihrer einzelnen Kir-
chengemeinden, die Kammerorganisationen der Wirtschaft und die so genann-
ten freien Träger, deren Spektrum von humanitären Organisationen wie Welt-
hungerhilfe und Ärzte ohne Grenzen über Menschenrechtsorganisationen bis
hin zu primär politisch orientierten Gruppen reicht. Diese Organisationen agie-
ren teils autonom, teils kooperieren sie bis hin zu finanzieller Förderung. Diese
Vielfalt ist begrüßenswert, denn sie verdeutlicht, dass es keinen Königsweg der
Entwicklung gibt, dass es einer Vielzahl von Ideen und Ansätzen bedarf und
dass EZ eine Aufgabe ist, die die ganze Gesellschaft angeht. Sie ist auch ein
Ausdruck der Globalisierung, die zu einem breiten Beziehungsgeflecht zwi-
schen Nationen führt, das sich nicht auf die staatlichen Kanäle konzentriert
oder sich von diesen dominieren lässt. Trotz dieser Vielfalt muss eine Entwick-
lungspolitik aus einem Guss erfolgen.

In der Bundesrepublik Deutschland wird EZ insbesondere auch als staatliche
Aufgabe verstanden. Neben der Gründung eines eigenen Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 1961 wurden des-
halb 1975 die GTZ (Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit) und im Laufe
der Jahre weitere staatliche und halbstaatliche Durchführungsorganisationen
geschaffen. Auch die KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau) übernahm seit 1952
zunehmend Aufgaben in der finanziellen Zusammenarbeit mit Entwicklungs-
ländern. Den staatlichen Durchführungsorganisationen in Deutschland mangelt
es jedoch an der Abstimmung untereinander. Jede Organisation erarbeitet ihre
eigenen Projekte, eine Koordination der Projekte bzw. gemeinsame Länderpro-
gramme existieren nicht. Insbesondere für Entwicklungsländer ist die Unüber-
sichtlichkeit der Vielfalt deutscher Entwicklungsorganisationen ein großes Pro-
blem. Ihnen fehlt in der Regel ein Ansprechpartner. Die Entwicklungsländer
sind so gezwungen, hohe Ressourcen aufzubringen, um ihrerseits eine Koordi-
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nierung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu schaffen. Indien hat deshalb
entschieden, die EZ mit vielen kleineren Geberländern einzustellen. Die Zu-
ständigkeit für die staatliche EZ liegt primär beim BMZ. Das BMZ muss Über-
schneidungen zur Arbeit anderer Bundesministerien wie z.B. dem Auswärtigen
Amt (AA) vermeiden und über den Einsatz der finanziellen Mittel entscheiden.
Welchen Anteil erhalten internationale Organisationen, wie viel wird direkt an
Partnerregierungen überwiesen, wie viele Mittel werden von welchen staatli-
chen Durchführungsorganisationen bewirtschaftet und welcher Zuschuss an pri-
vate Träger im weitesteten Sinne (einschließlich Kirchen, politischen Stiftun-
gen, freien Trägern, Kammern etc.) gegeben? Diese Mittelverwendung sollte
unter den Gesichtspunkten von Effektivität und Effizienz geschehen; es ist also
stets zu prüfen, welche Instrumente wirksam sind, und welche wirksamen In-
strumente den geringsten Mitteleinsatz erfordern. Problematisch ist dabei, dass
diese Prinzipien mit den bürokratischen Eigeninteressen des Staates als Betrei-
ber eigener Durchführungsorganisationen kollidieren. Ebenfalls problematisch
ist, dass das BMZ als wichtigster Akteur nur relativ wenige Mitarbeiter in Ent-
wicklungsländern vor Ort hat. Wenn aber die Veränderung institutioneller Rah-
menbedingungen in Entwicklungsländern das zentrale Anliegen sein soll, und
dies wird von der Bundesregierung immer wieder betont, kommt der Analyse
dieser Rahmenbedingungen und der gesellschaftlichen und politischen Situa-
tion der Partnerländer eine ungleich größere Bedeutung zu. Diese Analysefä-
higkeit erarbeitet man sich am besten vor Ort, und hier ist das BMZ auf externen
Sachverstand angewiesen – vor allem auf den von GTZ und KfW, auf den das
BMZ den unmittelbarsten Zugriff hat. Dies gibt diesen Organisationen u. U.
einen wichtigen Vorteil, wenn zur Bearbeitung eines bestimmten Anliegens
mehrere Durchführungsorganisationen in Frage kämen.

Staatliche Organisationen

Bei GTZ, Deutschem Entwicklungsdienst (DED), der KfW und vielen anderen
staatlichen Organisationen hat sich einzigartiges Know-how im EZ-Bereich
angesammelt. Dies betrifft sowohl die konzeptionelle als auch die operationelle
Seite. Deutschland hat sich mit Hilfe dieser Organisationen einen sehr guten
Ruf in vielen Ländern der Welt erworben.

In den Jahren ihres Bestehens haben sich diese staatlichen Durchführungs-
organisationen inhaltlich weiterentwickelt, im Fall der GTZ von der rein tech-
nischen Hilfe hin zur Bearbeitung komplexer gesellschaftlicher, wirtschaft-
licher und politischer Fragen. Dabei begeben sich staatliche Organisationen auf
Arbeitsfelder, auf denen Kirchen, politische Stiftungen, freie Träger, Organisa-
tionen der Wirtschaft oder auch private Unternehmen bereits seit langem tätig
sind und oft über mehr Know-how und Erfahrung verfügen. Die staatlichen
Träger sind zwar gehalten, sich mit den nichtstaatlichen Trägern abzustimmen
und Überschneidungen zu vermeiden, aber das erfolgt erst nach der Entschei-
dung, den staatlichen Organisationen Budgets für Aufgaben in neuen Arbeits-
feldern zuzuteilen. Die Kernfrage wird damit nicht gestellt, nämlich die, ob eine
bestimmte Aufgabe a priori besser durch staatliche oder nichtstaatliche Orga-
nisationen gelöst werden sollte oder durch eine arbeitsteilige Organisation.

Die verschiedenen Organisationen arbeiten innerhalb ihrer finanziellen Rah-
menbedingungen und selbst gesetzten Schwerpunkten. Dabei ist die Tendenz
zu beobachten, dass den staatlichen Organisationen seitens des BMZ immer
stärker neue Aufgaben und neue Projektfelder zugewiesen werden. Hierbei
stellt sich die Frage, ob dies aufgrund einer stringenten inhaltlichen Analyse
oder aufgrund des Impulses institutioneller Besitzstandswahrung geschieht.
Bisher wurde eine offene Kontroverse vermieden, da die Aufgabenfelder der
nichtstaatlichen Träger nicht direkt angegriffen wurden. Eine offene entwick-
lungspolitische Diskussion, geschweige denn ein Wettbewerb der Ideen und
Konzepte, findet so aber nicht statt.

Nichtregierungsorganisationen (NRO)

Im entwicklungspolitischen Bereich spielen NRO eine herausragende Rolle. Sie
mobilisieren private Initiative, Bürgerengagement und Spenden für wichtige
politische und humanitäre Anliegen. Sie stellen ein zivilgesellschaftliches Be-
ziehungsgeflecht zwischen Menschen aller Kontinente her und werden dadurch
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zu einem wichtigen Element der Globalisierung. Sie leisten einen wichtigen Bei-
trag in der Durchführung von Entwicklungspolitik und bereichern mit ihrem ein-
zigartigen Erfahrungsschatz die Debatte über die EZ. Die staatliche Unterstüt-
zung für NRO begründet sich aus dem Grundsatz der Subsidiarität wie aus dem
Gebot der effizienten Verwendung öffentlicher Mittel: NRO sind oft besser als
staatliche Durchführungsorganisationen in der Lage, Probleme durch Mobili-
sierung und Stärkung der Eigenkräfte der Betroffenen zu lösen, und ihre Arbeit
ist meist kostengünstiger als die staatlicher Behörden. Sie werden aber bisweilen
dazu gedrängt, Aufgaben wahrzunehmen, die eigentlich Aufgaben des Staates
wären; ihr unbestreitbarer Erfolg hat zu einem NRO-Boom geführt, der aller-
dings auch viele unprofessionell arbeitende Organisationen hervorgebracht hat,
und in der internationalen Diskussion treten NRO bisweilen mit dem Anspruch
auf, „die Zivilgesellschaft“ oder gar „das Volk“ ihrer Länder zu repräsentieren,
ohne dass dies durch einen demokratischen Wahlakt unterfüttert wäre.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Instrumente und Institutionen der bilateralen staatlichen und nichtstaatlichen
Entwicklungszusammenarbeit – Verbesserung von Effizienz und Wirksamkeit
Tiefgreifende weltpolitische Veränderungen, zunehmende Differenzierungen
zwischen und innerhalb der Länder, fortschreitende Globalisierung, Terrorismus
und Naturkatastrophen stellen aufgrund ihrer Vielfalt und vielschichtigen Inter-
dependenzen neue Herausforderungen an die internationale Gebergemeinschaft
und damit auch an die bilaterale deutsche Entwicklungszusammenarbeit (EZ).
Gleichzeitig bieten der internationale Konsens über zentrale Millenniumsent-
wicklungsziele sowie die von den meisten Partnerregierungen inzwischen erar-
beiteten nationalen Armutsbekämpfungsstrategien einen Rahmen, stärker als in
der Vergangenheit gemeinsame Ziele und ein besser koordiniertes Vorgehen al-
ler Akteure im Entwicklungsprozess zu definieren. Daraus leiten sich besondere
Anforderungen an die inhaltliche Ausrichtung und die bessere Verzahnung der
Instrumente und Institutionen auch der deutschen EZ ab.
Die Bundesregierung hat seit 1998 unter dem Leitgedanken der „EZ aus einem
Guss“ wesentliche Schritte zur weiteren Verbesserung von Effizienz und Wirk-
samkeit der EZ sowie des Aufbaus und des Zusammenspiels des deutschen EZ-
Systems eingeleitet.
In der staatlichen bilateralen EZ kommen die Durchführungsorganisationen ent-
sprechend ihrer jeweiligen komparativen Vorteile zum Einsatz und stimmen sich
konsequenter und enger ab.
Die nichtstaatliche deutsche EZ der Kirchen, Nichtregierungsorganisationen,
politischen Stiftungen und der Wirtschaft wurde seit 1998 gestärkt, sowohl hin-
sichtlich ihres finanziellen Volumens, als auch bezogen auf die Intensität des
Austausches und der Zusammenarbeit mit der Bundesregierung und den Durch-
führungsorganisationen der staatlichen EZ. Dabei hat die Bundesregierung das
Grundprinzip der Autonomie der nichtstaatlichen EZ-Akteure bewahrt.
Der Schlüssel für die Abstimmung der deutschen EZ-Institutionen (mit dem
BMZ und untereinander) ist ihre Einbindung – wo möglich und sinnvoll – in die
strategische Länderprogrammierung des BMZ. Hierzu gehören
– die grundsätzliche Verbindlichkeit von Beschlüssen zur Konzentration und

Schwerpunktsetzung von Regional-, Länder- und Sektorkonzepten sowie
von Schwerpunktstrategiepapieren für die Organisationen und Instrumente
der staatlichen EZ. Für die nichtstaatlichen Instrumente und Institutionen die-
nen sie als Orientierungsrahmen;

– die Beteiligung der staatlichen, wo immer sinnvoll auch der nichtstaatlichen,
deutschen EZ-Institutionen an den orientierenden Ländergesprächen, an der
Erstellung und Abstimmung von Regional- und Länderkonzepten sowie von
Schwerpunktstrategiepapieren;
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– die fortschreitende Programmbildung unter Einbeziehung einer möglichst
großen Zahl von EZ-Institutionen.

Darüber hinaus hat das BMZ begonnen, mit neuen Instrumenten zur Verbesse-
rung der Außenstruktur die Abstimmung und Koordinierung der entwicklungs-
politischen Akteure vor Ort zu intensivieren.
Die Bundesregierung hat mit ihrer strategischen Ausrichtung der deutschen EZ
in Richtung Schwerpunkt- und Programmbildung unter dem Leitgedanken einer
„EZ aus einem Guss“ die richtigen Schritte eines optimalen und effizienten
Zusammenspiels der staatlichen und nichtstaatlichen deutschen EZ eingeleitet
und größtenteils umgesetzt. Koordination, Kooperation und Zusammenwirken
haben sich deutlich verbessert.

I. Staatliche Institutionen

1. Wie viele Organisationen gibt es, die sich mit EZ beschäftigen, die sich
ganz oder teilweise im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland befinden
oder deren Gründung sie initiiert hat?

Der Bund ist an insgesamt fünf Gesellschaften mit beschränkter Haftung und
einem Kreditinstitut beteiligt, die im Dienst der Entwicklungszusammenarbeit
stehen. Diese sind mit den jeweiligen Anteilen des Bundes unter Frage 2 im Ein-
zelnen aufgeführt.

2. Welche Organisationen sind das und wie sind die jeweiligen Anteile des
Bundes, personell und finanziell?

Der Bund ist mit einem Stammkapital von 20,452 Mio. Euro zu 100 Prozent an
der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH
beteiligt und somit Alleingesellschafter.
Mit einer Stammeinlage von 24 286,36 Euro ist der Bund zu 95 Prozent am
Deutschen Entwicklungsdienst (DED) Gemeinnützige GmbH beteiligt.
Am Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) gemeinnützige GmbH mit
einem Stammkapital von 25 565 Euro ist der Bund zu 75 Prozent beteiligt.
Bei InWEnt – Internationale Weiterbildung und Entwicklung gGmbH handelt
es sich um die Neugründung einer Organisation für internationale Personal-
entwicklung, Weiterbildung und Dialog, die im Jahre 2002 aus der Zusammen-
führung von Carl Duisberg Gesellschaft e.V. und Deutscher Stiftung für Interna-
tionale Entwicklung hervorgegangen ist. An ihrem Stammkapital i. H. v. 30 000
Euro ist der Bund ist zu 83,3 Prozent beteiligt.
Am Deutschen Institut für tropische und subtropische Landwirtschaft (DITSL)
GmbH hält der Bund eine Beteiligung von 15,88 Prozent (25 565 Euro).
Daneben gibt es als Kreditinstitut die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), an
der das Bundesministerium der Finanzen (BMF) die Rechte aus der Beteiligung
wahrnimmt. Der Anteil des Bundes am Grundkapital der KfW i. H. v. 3 750
Mio. Euro beträgt 80 Prozent (3 Mrd. Euro), der Anteil der Länder 20 Prozent
(750 Mio. Euro). Der Bund hat zudem im Jahre 2001 als früherer Alleingesell-
schafter der DEG – Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft mbH
sämtliche Geschäftsanteile an die KfW veräußert.

3. Wie sind die entwicklungspolitischen Aufgaben dieser Organisationen von-
einander abgegrenzt?

Die GTZ verfolgt als Zweck die Unterstützung der Bundesregierung bei der Er-
reichung ihrer entwicklungspolitischen Ziele. Zur Förderung dieses Zwecks
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führt sie im Auftrag der Bundesregierung Maßnahmen im Bereich der staat-
lichen Technischen Entwicklungszusammenarbeit (TZ) sowie der sonstigen ent-
wicklungspolitischen Zusammenarbeit durch. Sie führt mit Zustimmung der
Bundesregierung auch Aufträge anderer Auftraggeber durch, soweit dadurch die
Gemeinnützigkeit der GTZ nicht gefährdet wird, sowie aus eigenen Mitteln und
Zuschüssen finanzierte Maßnahmen.
Der DED ist anerkannter Träger nach § 2 Entwicklungshelfergesetz und entsen-
det Entwicklungshelfer/innen zur Erarbeitung und Durchführung von Projekten
der Bundesregierung in Entwicklungsländer. Ferner widmet sich der DED der
Förderung entwicklungsrelevanter einheimischer Organisationen.
Das DIE führt auf der Grundlage unabhängiger wissenschaftlicher Forschung
Beratungs- und Ausbildungsaufgaben durch. Es erstellt für öffentliche Institu-
tionen in Deutschland und im Ausland Gutachten zu entwicklungspolitischen
Themen und berät sie im Hinblick auf aktuelle Fragen der Zusammenarbeit
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern. Es bildet Hochschulabsolventen
und -absolventinnen verschiedener Fachrichtungen für die berufliche Praxis in
öffentlichen und privaten Institutionen der deutschen und internationalen Ent-
wicklungspolitik aus.
Unternehmensgegenstand von InWEnt ist die Förderung der internationalen
Weiterbildung und Entwicklung, insbesondere durch Fortbildung von Fach- und
Führungskräften der Entwicklungsländer, die internationale und interkulturelle
Qualifizierung von Berufstätigen aus Deutschland und anderen Industrielän-
dern, der internationale Dialog und Erfahrungsaustausch zwischen Fach- und
Führungskräften, entwicklungsbezogene Informations- und Bildungsarbeit so-
wie die Vorbereitung von Fachkräften der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit auf einen Auslandseinsatz.
Die KfW hat den gesetzlichen Auftrag Fördermaßnahmen, insbesondere Finanzie-
rungen, im Bereich der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit durchzuführen.
Die Förderaufgabe muss durch Regelwerke konkret beschrieben werden (z. B.
durch Rahmenvereinbarungen oder Förderrichtlichtlinien der Bundesregierung).
Die Aufgabe der KfW umfasst die Unterstützung der Projektträger im Partnerland
bei der Vorbereitung, die Prüfung, die Betreuung bei der Durchführung und nach
einer angemessenen Betriebszeit die Erfolgskontrolle der Vorhaben. Die DEG ist
dagegen spezialisiert auf langfristige Projekt- und Unternehmensfinanzierung in
Entwicklungs- und Transformationsländern. Sie berät ausschließlich private
Unternehmen, strukturiert und finanziert ihre Investitionen.
Gesellschaftszweck des DITSL ist die Förderung der internationalen ländlichen
Entwicklung und die Durchführung hierzu geeigneter Maßnahmen. Zu diesen
Maßnahmen zählen zum Beispiel die Ausbildung in tropischer und subtropi-
scher Agrarwirtschaft und die Durchführung entwicklungspolitisch relevanter
Lehrveranstaltungen.

4. Welche Bundesministerien sind für die Kontrolle welcher der genannten
Organisationen zuständig?

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) ist im Rahmen der Beteiligung des Bundes für die Kontrolle von GTZ,
DED, DIE, InWEnt sowie des DITSL zuständig.
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) nimmt die Rechte aus der Beteili-
gung an der KfW wahr. Das BMZ nimmt die Rechte des Bundes im Hinblick auf
die entwicklungspolitische Tätigkeit der DEG wahr. Weitere Bundesministerien
(AA, BMWA, BMVBW, BMU, BMVEL, BMBF, BMFSFJ, BMF und BMZ)
sind in den Aufsichtsräten dieser Institutionen bzw. im Verwaltungsrat der KfW
vertreten.
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5. Welches Finanzierungsvolumen haben die jeweiligen Organisationen, auf-
geschlüsselt nach Projektmitteln und Grundfinanzierung?

Die GTZ erhält keine Grundfinanzierung. Die gesamten Einnahmen (gemein-
nütziger Bereich und Drittgeschäft) setzen sich aus einzelnen Aufträgen zusam-
men.
Finanzierungsvolumen (Einnahmen der GTZ) in Mio. Euro

Der DED wird sowohl institutionell als auch im Wege der Projektförderung
durch das BMZ gefördert. Im Rahmen der institutionellen Förderung erhält er
Zuwendungen zur Deckung seiner gesamten Ausgaben für die Einrichtung als
solches („Grundfinanzierung“) und für das „Stammprogramm“ (Entsendung
von Entwicklungshelfern sowie die Unterstützung einheimischer Organisatio-
nen). Im Wege der Projektförderung werden darüber hinaus gesonderte Pro-
gramme (z. B. Ziviler Friedensdienst) gefördert. In den Jahren 2003/2004 setz-
ten sich die Bundeszuschüsse für den DED wie folgt zusammen (alle Angaben
in Mio. Euro):

Die aus Haushaltsmitteln gespeisten Zusagen der KfW in 2003 betrugen 1,085
Mrd. Euro. Die Gesamtzusagen der KfW-Entwicklungsbank im Rahmen der
Finanziellen Zusammenarbeit setzten sich 2003 wie folgt zusammen (alle Anga-
ben in Mio. Euro):

Nach dem Vertrag zur Durchführung der bilateralen Kapitalhilfe an Ent-
wicklungsländer zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der KfW vom
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16. Mai/ 4. Juli 1966 in der Fassung vom 3. April 1974 (Generalvertrag) werden
alle aus Darlehen der Finanziellen Zusammenarbeit aufkommenden Zinsen,
Zusageprovisionen und Tilgungen jeweils bei der KfW bestehenden Zins- und
Tilgungsverrechnungskonten zugeführt. Dem Zinsverrechnungskonto wird die
im Generalvertrag festgelegte Vergütung entnommen.
Die DEG erteilte im Jahre 2003 für 88 Projekte Finanzierungszusagen im Eigen-
risiko in Höhe von insgesamt 506 Mio. Euro. Die Refinanzierung erfolgte über
die KfW am Kapitalmarkt. Die Zusagen im Treuhandgeschäft beliefen sich auf
8,1 Mio. Euro. Im Eigengeschäft erhält die DEG keine Vergütung vom BMZ.
Für das Treuhandgeschäft erhält sie eine vertraglich festgelegte Vergütung bzw.
die Kompensation des nachgewiesenen Aufwands, der vom öffentlichen Preis-
prüfer überprüft wird.
InWEnt wird sowohl institutionell als auch auf dem Wege der Projektförderung
gefördert. 2004 erhielt InWEnt eine Grundfinanzierung in Höhe von 41,34 Mio.
Euro und Projektmittel in Höhe von 55,99 Mio. Euro aus dem Haushalt des
BMZ.
Auch das DIE wird sowohl institutionell als auch im Rahmen der Projektförde-
rung gefördert. Die Grundfinanzierung sichert die Aufgabenerfüllung des DIE.
Darüber hinaus wird das DIE unter Berücksichtigung seiner hohen Fachkom-
petenz in der Entwicklungszusammenarbeit durch Bewilligungen von Projekt-
förderungen mit der Durchführung von weiten Teilen des jährlichen BMZ-
Forschungsprogramms beauftragt. In 2003 beliefen sich die Mittel für die
institutionelle Förderung des DIE auf 2,897 Mio. Euro, Projektmittel beliefen
sich auf 250 000 Euro.
Das DITSL erhält keine finanzielle Unterstützung durch die Bundesregierung.
Der Jahresumsatz des DITSL lag im Jahr 2003 bei 444 403 Euro. Erlöse erzielte
die Gesellschaft maßgeblich aus der Vermietung und Verpachtung instituts-
eigener Liegenschaften an verschiedene Bildungseinrichtungen. Aufwendungen
für institutseigene Bildungsmaßnahmen (Förderung der internationalen länd-
lichen Entwicklung, interkulturelle Kommunikation), wurden durch entspre-
chende Einnahmen gedeckt. In geringem Umfang (16 598 Euro) hat das DITSL
im Jahr 2004 Bildungsmaßnahmen im Auftrag der GTZ durchgeführt.

6. Wie erfolgt die Abstimmung der staatlichen Durchführungsorganisationen
(GTZ, KfW, DED etc.) untereinander?

Die Bundesregierung hat seit 1998 unter dem Leitgedanken „EZ aus einem
Guss“ wesentliche Schritte zur weiteren Verbesserung von Effizienz und
Wirkung der EZ sowie des Aufbaus und des Zusammenspiels des EZ-Systems
eingeleitet. Entsprechend der verbindlichen Vorgaben des BMZ nutzen die Insti-
tutionen der öffentlichen bilateralen EZ ihre jeweiligen komparativen Vorteile,
beziehen ihre Aktivitäten konsequenter aufeinander und stimmen sich intensiver
ab. Auch der Austausch und die Zusammenarbeit mit der nichtstaatlichen deut-
schen EZ der Kirchen, politischen Stiftungen, Nichtregierungsorganisationen
und der Wirtschaft wurde weiter verstärkt, wobei ihre Eigenständigkeit gewahrt
wurde. Der Schlüssel für die Abstimmung der deutschen EZ-Institutionen (mit
dem BMZ und untereinander) ist ihre Einbindung – wo möglich und sinnvoll –
in die strategische Länderprogrammierung des BMZ (vgl. auch Einleitung),
deren wichtigste Elemente im Folgenden dargestellt sind:
Das Länderkonzept ist Grundlage für die mittelfristige Zusammenarbeit mit
dem betreffenden Partnerland und für den Politikdialog. Es bildet die Basis für
die Koordinierung mit anderen Akteuren. Ziel der Ländergespräche ist die Dis-
kussion der im Länderkonzept dargestellten Grundlinien der länderbezogenen
deutschen EZ mit den verschiedenen Institutionen der deutschen EZ sowie die
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Vorbereitung des im Rahmen von Konsultationen und Regierungsverhandlun-
gen zu führenden Politik- bzw. schwerpunktbezogenen Dialogs mit den Partner-
ländern.
Ziel der Schwerpunktsetzung ist es, durch eine Konzentration der Zusammen-
arbeit mit dem jeweiligen Kooperationsland auf wenige Schwerpunkte die Sig-
nifikanz, Effizienz und Wirksamkeit der EZ zu verbessern. Ein ganzheitlicher
Ansatz der EZ erfordert, dass länderbezogene Schwerpunkte sich einheitlich auf
alle Instrumente der bilateralen deutschen EZ mit einem Kooperationsland be-
ziehen. Daher ist die Schwerpunktsetzung neben der FZ und der TZ i. e. S. auch
für die Träger der staatlichen TZ i. w. S. (InWEnt, DED, CIM) maßgeblich. Für
die nichtstaatlichen Träger dient die Schwerpunktsetzung als Orientierung für
ihre eigenen Aktivitäten; dies gilt ebenso für die DEG. Die Schwerpunktsetzung
bewirkt eine bessere Verzahnung nicht nur innerhalb der bilateralen, sondern
auch zwischen der bilateralen und der europäischen sowie multilateralen Zu-
sammenarbeit, um die Effektivität der EZ insgesamt zu erhöhen.
Um die strategisch-konzeptionelle Ausgestaltung der bilateralen EZ in den
Schwerpunkten zu konkretisieren und Gestaltungsspielräume für die Zusam-
menarbeit der deutschen (und internationalen) EZ-Institutionen festzulegen,
werden unter Beteiligung der deutschen Durchführungsinstitutionen Schwer-
punktstrategiepapiere erstellt. Deren Aufgabe ist es abzustimmen, welchen Bei-
trag die deutsche EZ zur Lösung der Kernprobleme des Partnerlandes leisten
wird und wie die Instrumente und Institutionen der EZ im Sinne eines projekt-
übergreifenden Ansatzes koordiniert eingesetzt werden.
Die Bildung von Programmen unter Einbeziehung möglichst aller deutschen
EZ-Institutionen ist ein weiterer Beitrag zu einer „EZ aus einem Guss“. Von
diesem Ansatz wird erwartet, dass er – neben der Sicherstellung eines gemein-
samen und koordinierten Vorgehens – die Überforderung der Kooperations-
länder mit vielfältigen, für jede Institution unterschiedlichen Auflagen und
Verfahrensvorschriften, Berichtspflichten und Durchführungsaufgaben auf der
Projektebene vermeidet. Darüber hinaus wird die konzeptionelle Vielfalt oder
gar Konkurrenz der Institutionen im jeweiligen Partnerland durch einen sektor-
bezogenen Dialog der Geber- und Institutionengemeinschaft auf der Basis der
Sektorstrategie des Partners abgelöst.
Die Bundesregierung hat zudem begonnen den Herausforderungen einer bes-
seren Steuerung der deutschen EZ und einer effizienten Koordinierung in
Deutschland und mit anderen entwicklungspolitischen Akteuren vor Ort mit
neuen Instrumenten Rechnung zu tragen:
Einrichtung von Länderteams mit dem Ziel der Bündelung und Steuerung der
verschiedenen Instrumente der deutschen EZ (effiziente Arbeitsteilung, Vermei-
dung von Doppelarbeit) sowie eines einheitlichen Auftritts der deutschen EZ-
Akteure nach außen. Im Inland gehören den Länderteams BMZ, AA und Durch-
führungsorganisationen (DO), im Ausland Botschaft und DO an.
l Zusätzlich zu den vom BMZ entsandten WZ-Referenten werden Entwick-

lungsberaterinnen und -berater mit den gleichen Aufgaben an die Botschaften
entsandt.

l Durch Einsatz von Schwerpunktkoordinatorinnen und -koordinatoren kann
das vor Ort vorhandene Fachwissen der DO für das BMZ besser nutzbar
gemacht werden. Aufgaben sind unter anderem die Unterstützung des BMZ/
der Botschaft bzw. des Länderteams bei der Koordination aller staatlichen
deutschen Instrumente (FZ, TZ, TZ i. w. S.), delegierte Teilnahme an der
Geberkoordinierung und schwerpunktbezogene Beratung des BMZ/der Bot-
schaft/der DO bzw. des Länderteams.
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Zusätzlich haben die meisten Vorfeldorganisationen etablierte Koordinierungs-
und Abstimmungsmechanismen. So existiert zwischen GTZ und KfW ein regel-
mäßig tagender Kooperationsausschuss zur Abstimmung von Kooperations-
fragen. Darüber hinaus finden zwischen den Institutionen regelmäßig Abstim-
mungssitzungen auf Arbeitsebene statt, um konkrete Fragen der Zusammenarbeit
zu besprechen. Die Zusammenarbeit ist eng und vertrauensvoll. Darüber hinaus
regeln Kooperationsabkommen zwischen den DO’s die Spielregeln der Zusam-
menarbeit.

7. Was unternimmt die Bundesregierung für eine generelle und grundsätz-
liche Abstimmung unter den deutschen Durchführungsorganisationen im
Vorfeld von entwicklungspolitischen Maßnahmen?

Vergleiche Antwort zu Frage 6

8. Wie kann eine Abstimmung zwischen den staatlichen Durchführungs-
organisationen institutionalisiert werden?

Eine entsprechende Institutionalisierung wird zurzeit durch die Einrichtung der
Länderteams erprobt (vgl. Antwort zu Frage 6).

9. Gibt es zwischen den staatlichen Durchführungsorganisationen einen
Wettbewerb um einzelne Projekte und deren finanzielle Mittelzuwen-
dung?

Ein Wettbewerb um einzelne Projekte wird im Rahmen der dargestellten Ab-
stimmungsverfahren bei der Planung und Durchführung von Vorhaben in aller
Regel ausgeschlossen. Die finanzielle Mittelzuwendung ist über die Ausstattung
des Titels der jeweiligen Institutionen im Einzelplan 23 festgelegt.

10. Gibt es einen Wettbewerb innerhalb der EU zwischen den Durchführungs-
organisationen der jeweiligen Länder?

Wie die meisten Mitgliedstaaten, so hat auch die EU-Kommission mit Europe-
Aid eine eigene Durchführungsorganisation für die Umsetzung ihrer Maßnah-
men im Bereich der Außenhilfe. Eine direkte Vergabe von Mandaten an die Mit-
gliedstaaten bzw. deren Durchführungsorganisationen ist nur unter bestimmten
Voraussetzungen möglich. Diese sind sowohl in der EU-Haushaltsordnung wie
auch in den einschlägigen Verordnungen der einzelnen Außenhilfeinstrumente
geregelt. Unter anderem gehören dazu eine zentrale Verwaltung des Vorhabens
und eine angemessene Kofinanzierung des potentiellen Mandatars. Aufgrund
der Tatsache, dass der größte Teil der Vorhaben dezentral d. h. durch die EU-
Delegationen vor Ort verwaltet wird, kommen für eine Mandatierung nur weni-
ge Vorhaben in Frage. Zudem gibt es in der EU nicht viele Durchführungsorga-
nisationen, die sich für Mandate der EU interessieren. Neben der KfW sind dies
nur noch die französische AfD, die neue österreichische Agentur ADA sowie die
GTZ, die sich mit Durchführungsorganisationen einiger Mitgliedstaaten zu
einem Network (EUNIDA) zusammengeschlossen hat (vgl. auch Antwort zu
Frage 21), um gemeinsam ihre Erfahrungen und Leistungspotenziale der Euro-
päischen Kommission anzubieten. Angesichts der bisher kleinen Zahl der Fälle
von Mandatierungen und angesichts der Spezialisierung der potentiellen Man-
datare findet zwischen den nationalen öffentlichen Durchführungsorganisatio-
nen in der EU im Allgemeinen kein Wettbewerb um die Beteiligung an der Um-
setzung von Gemeinschaftsmitteln statt.
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11. Wo und wie findet eine ergebnisoffene inhaltliche Abwägung statt, welche
entwicklungspolitischen Aufgaben in einem Land von welchen Instru-
menten bzw. Durchführungsorganisationen oder privaten Unternehmen
am besten bearbeitet werden können?

Unter Beteiligung der Durchführungsinstitutionen werden für jedes Partnerland
der bilateralen deutschen EZ Schwerpunktstrategiepapiere (siehe auch Antwort
zu Frage 6) erstellt. Deren Aufgabe ist es u. a. abzustimmen, welchen Beitrag die
deutsche EZ zur Lösung der Kernprobleme des Partnerlandes leisten wird und
wie die Instrumente und Institutionen der EZ im Sinne eines projektübergreifen-
den Ansatzes koordiniert optimal eingesetzt werden.

12. Wie hat sich die tatsächlich geleistete deutsche EZ in den letzten 10 Jahren
auf die staatlichen deutschen Organisationen, die NRO i. w. S. (aufge-
schlüsselt nach Kirchen, politischen Stiftungen, Organisationen der Wirt-
schaft und freien Trägern) und den Beitrag zu internationalen Organisa-
tionen aufgeteilt?

Vergleiche Tabelle in Anlage 1.

13. Wie sieht die Verteilung der staatlichen EZ auf staatliche und nichtstaat-
liche Träger sowie internationale Organisationen in den USA, Großbritan-
nien, Frankreich, den Niederlanden, Schweden, Kanada, Australien und
Japan im Vergleich zu Deutschland aus?

1 Angaben aus dem Bericht zur Entwicklungszusammenarbeit des Development Assistance Commitee (DAC) der OECD 2003
2 Official Development Assistance
3 Weltbankgruppe, Regionale Entwicklungsbanken, VN-Organisationen, EU, sonstige multilaterale Stellen
4 freiwillige Meldung der Geber
5 direkte (projektgebundene) Zahlungen an Nationale NRO sind im deutschen Haushalt nicht vorgesehen
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14. Wie interpretiert die Bundesregierung diese Unterschiede?

Aus o. g. Aufstellung sind keine signifikanten Unterschiede ableitbar.

15. Wie hoch ist der Anteil der Mittel, der von staatlichen Durchführungs-
organisationen während der letzten drei Jahre an andere Durchführungs-
organisationen oder Consultants als Unteraufträge weitergegeben wurde?

Die GTZ-Zentrale hat in den letzten 3 Jahren in folgender Größenordnung Ver-
träge mit Beratungsfirmen, Institutionen und Gutachtern abgeschlossen:
2001: 215 Mio. Euro
2002: 228 Mio. Euro
2003: 249 Mio. Euro
Darüber hinaus wurden Bestellungen bei Lieferanten im Umfang von ca. 35 Mio.
Euro jährlich platziert und seitens der Außenstruktur Sachgüter und Dienst-
leistungen in Höhe von rund 110 Mio. Euro p. a. abgeschlossen. Hinzu kommen
noch Finanzierungsverträge. Insgesamt machen die Verträge jährlich mit etwa
390 Mio. Euro rund 45 Prozent des GTZ-Jahresumsatzes aus. Die GTZ prüft bei
jedem Auftrag, ob die benötigten Leistungen auf dem Markt angeboten werden
und vergabefähig sind. Die Dokumentation dieser Vergabeentscheidungen wird
vom Wirtschaftsprüfer überprüft.
Die FZ-Vorhaben werden vom lokalen Projektträger durchgeführt, die KfW Ent-
wicklungsbank übernimmt im Rahmen der Finanzierung Steuerungs- und Ko-
ordinierungsaufgaben. Art und Umfang der Vorhaben in der FZ bedingen in der
Regel, dass sich der Projektträger zu deren Vorbereitung, Durchführung und ggf.
auch Betrieb der Unterstützung durch lokale oder ausländische Consultants
bedient. Diese Consultingleistungen werden aus Mitteln der FZ finanziert. Die
Einzelheiten der Leistung und Auswahl der Consultants werden für das jeweili-
ge FZ-Vorhaben im Darlehens- und Finanzierungsvertrag oder sonstigen Ver-
einbarungen zwischen Projektträger und KfW Entwicklungsbank festgelegt.
Vertragspartner und Auftraggeber für die Consultants ist der jeweilige Projekt-
träger. Im Jahr 2003 wurden insgesamt Consultingleistungen im Umfang von
rd. 200 Mio. Euro aus FZ-Mitteln finanziert (2002: rd. 143 Mio. Euro, 2001:
rd. 165 Mio. Euro).
Der DED gibt keine Unteraufträge an andere Durchführungsorganisationen und/
oder Consultingfirmen weiter.
Es gehört zur Geschäftspraxis von InWEnt, Umsetzungsaufgaben so weit wie
möglich über Consultings abwickeln zu lassen. Eine exakte Bezifferung der auf
diese Weise umgesetzten Mittel ist allerdings nur mit erheblichem Aufwand
möglich.
Das DIE hat in den letzten 3 Jahren im Zusammenhang mit der Durchführung
von Forschungsvorhaben im nachstehenden Umfang Verträge mit Institutionen
und Gutachtern abgeschlossen: 2001: 133 T Euro, 2002: 157 T Euro, 2003:
147 T Euro.

16. Wird dabei das Prinzip der Subsidiarität explizit geprüft?

Der Generalvertrag mit der GTZ sieht vor, dass diese sich bei der Erfüllung ihrer
Verpflichtungen geeigneter Unternehmen der privaten Wirtschaft, staatlicher
Stellen und Fachinstitutionen zu bedienen hat, wenn und soweit dies zweck-
mäßig und wirtschaftlich erscheint.
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Bei Vorhaben der Finanziellen Zusammenarbeit erübrigt sich eine explizite
Überprüfung der Subsidiarität, weil Aufträge für Lieferungen und Leistungen in
der Regel auf der Grundlage von Ausschreibungen im Wettbewerb vergeben
werden.
Im Rahmen der Ressortforschung wird die Subsidiarität nicht geprüft. Die Ent-
scheidung, mit der Durchführung des Forschungsprogramms im Wesentlichen
das DIE zu beauftragen, hat sich unter fachlichen und verfahrenstechnischen
Gesichtspunkten bewährt.
Zu DED und InWEnt vgl. Antworten zu Frage 15.

17. Wie bewertet die Bundesregierung ihren eigenen Generalvertrag mit GTZ
und KfW im Lichte des EU-Wettbewerbsrechts?

Durch den Generalvertrag mit GTZ und KfW werden keine EU-Wettbewerbs-
regeln verletzt. Bei der KfW-Gesetzesnovellierung wurde die Verständigung mit
der EU-Kommission über die Förderaufgaben der KfW, zu denen die FZ zählt,
zugrunde gelegt. Der Generalvertrag ist daher als unproblematisch einzustufen.

18. Wie bewertet die Bundesregierung Ausschreibungen seitens der GTZ, um
die sich auch nichtstaatliche Durchführungsinstitutionen bewerben kön-
nen?

Nach dem Generalvertrag hat sich die GTZ bei der Erbringung ihrer Verpflich-
tungen geeigneter Unternehmen der privaten Wirtschaft, staatlicher Stellen und
Fachinstitutionen zu bedienen, wenn und soweit dies zweckmäßig und wirt-
schaftlich erscheint (vgl. Antwort zu Frage 16). Die Bundesregierung bewertet
entsprechende Ausschreibungen als positiv.

19. Wie bewertet die Bundesregierung das Engagement der GTZ im so
genannten Drittmittelgeschäft?

Das Drittgeschäft ist im Gesellschaftsvertrag der GTZ sowie im Generalvertrag
zwischen BMZ und GTZ bewusst vorgesehen. Die Konzepte und Erfahrungen
der deutschen bilateralen Technischen Zusammenarbeit können damit auch
anderen Auftraggebern gegen Entgelt zur Verfügung gestellt werden und gewin-
nen damit weitere Verbreitung.

20. Wie bewertet die Bundesregierung aus ordnungspolitischer Sicht, dass sich
die GTZ über ihre internationale Tochter bei anderen Staaten und interna-
tionalen Organisationen um die Durchführung von Entwicklungsaufträgen
bewirbt und sie dabei teilweise im Wettbewerb mit Nichtregierungsorga-
nisationen oder anderen privaten Trägern von Entwicklungshilfe steht?

Die GTZ bewirbt sich bei anderen Staaten und internationalen Organisationen
vor allem um besonders komplexe und umfangreiche Sonderaufgaben (z. B.
Wohnungsbauprogramm Äthiopien). Sie steht dabei gelegentlich auch in Kon-
kurrenz zu internationalen Anbietern (Unternehmen, NROs). Aufträge werden
jedoch überwiegend unter Marktbedingungen in transparenter Weise über inter-
nationale Ausschreibungen gewonnen und spiegeln im Sinne entwicklungspoli-
tischer Effizienz das fallweise beste Leistungsangebot für ein Entwicklungsland
wider. Die GTZ bindet dabei leistungsfähige Organisationen und Firmen in die
Umsetzung der Aufträge mit ein. Dies kommt auch der deutschen Consulting-
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wirtschaft zugute. In geeigneten Fällen kommt es auch zu Kooperationen und
gemeinsamen Bewerbungen.

21. Wie bewertet die Bundesregierung aus ordnungspolitischer Sicht, dass die
GTZ auf europäischer Ebene ein Netzwerk mit anderen staatlichen Durch-
führungsorganisationen gegründet hat, um sich um Aufträge bei der EU zu
bewerben und sie dabei im Wettbewerb mit Nichtregierungsorganisatio-
nen oder anderen privaten Trägern von Entwicklungshilfe steht?

Die GTZ ist Mitglied des European Network of Implementing Development
Agencies (EUNIDA). Diesem Netzwerk gehören auch Organisationen aus
Frankreich, Belgien, Luxemburg, Österreich, Spanien, Großbritannien, Italien,
Portugal, Griechenland, Ungarn und den Niederlanden an. EUNIDA bewirbt
sich nicht um übliche Aufträge bei der EU. Es steht nicht im Wettbewerb mit
NROs oder anderen privaten Trägern von Entwicklungshilfe. EUNIDA bietet
der EU die Übernahme von hoheitlichen Aufgaben bzw. eine Generalunterneh-
merschaft an, die nicht an Dienstleistungsanbieter vergeben werden können, die
sie aber dennoch nach außen verlagern (externalisieren) will. Dabei wird es sich
um größere Aufgabenpakete handeln, die wiederum Möglichkeiten für die Ein-
beziehung kleinerer Organisationen bieten. Bisher ist noch keine Zusammen-
arbeit zwischen der EU-KOM und EUNIDA zustande gekommen.

22. Welche staatlichen Durchführungsorganisationen und welche NRO erhal-
ten welche Gelder aus Mitteln des EEF und aus sonstigen Mitteln der
Außenhilfe der Europäischen Union (EU)?

1. Staatliche Durchführungsorganisationen
Der gemeinnützige Bereich der GTZ hat direkt nachvollziehbar keine Mittel aus
dem EEF-Titel des BMZ erhalten. Für Aufträge im Rahmen von EU-Twinning
hat die GTZ jedoch indirekt über die federführenden Bundesministerien (haupt-
sächlich BMF) Gelder erhalten. Diese sind in den unter Frage 5 genannten Ein-
nahmen von sonstigen öffentlichen Auftraggebern enthalten.
Darüber hinaus ist die Europäische Kommission größter Auftraggeber der GTZ
im Bereich International Services. Die EU-interne Quelle der Mittel (EEF, sons-
tige Mittel der Außenhilfe) ist dabei nach Auskunft der GTZ im Einzelnen nicht
nachvollziehbar.
Die KfW Entwicklungsbank erhält im engeren Sinne keine Gelder aus Mitteln
des EEF oder sonstiger EU-Programme. Die Europäische Kommission hat die
KfW jedoch in einigen Fällen beauftragt, im Rahmen von Kofinanzierungen
Gemeinschaftsmittel mitzuverwalten. Diese Mandatierung unter den europäi-
schen Gebern erhöht die Effizienz und Wirksamkeit der europäischen Hilfen.
Durch die „Hilfe aus einer Hand“ und die Anwendung von einheitlichen Verfah-
ren werden die Transaktionskosten für das Partnerland reduziert. Die mit der
Mandatierung verbundene enge Abstimmung unter den beteiligten Gebern
fördert die Wirksamkeit der Hilfen.
So übernimmt die KfW Entwicklungsbank für die Europäische Kommission im
Rahmen von Projekten von beiderseitigem Interesse und ausgewiesenem Sek-
tor-Know-how der KfW Aufgaben der fachlichen Steuerung sowie der finanzi-
ellen Abwicklung des Gemeinschaftsbeitrags. Die Einhaltung des europäischen
Regelwerks (insbesondere internationale Ausschreibungen) und der Sichtbar-
keit der Gemeinschaftshilfen wird vertraglich sichergestellt. Die KfW Entwick-
lungsbank hat dabei keine klassische Umsetzungsfunktion, sondern übernimmt
Steuerungsaufgaben für die Förderung. Die Umsetzung selbst erfolgt durch den
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lokalen Träger im Partnerland und die Privatwirtschaft. Somit entsteht auch
keine Konkurrenz mit der privaten Consultingwirtschaft.
Diese bislang sehr erfolgreiche Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommis-
sion stockt seit Mitte 2003, nachdem neu in Kraft getretene Rechtsregelungen
der EU (EU-Haushaltsordnung und die Finanzregelung für den 9. EEF) Mandate
ausschließen bzw. einschränken.
InWEnt hat im Zeitraum 2003/2004 2 083 855 Euro von EuropeAid und
181 204 Euro vom EEF erhalten.
DED und DIE erhalten keine zusätzlichen Gelder aus Mitteln des EEF oder
sonstige Mittel der Außenhilfe der EU.
2. NRO
Die Projekte im Rahmen der Außenhilfe der Europäischen Union werden
vermehrt dezentral über die jeweiligen EU-Delegationen vor Ort verwaltet.
Ausschreibungen erfolgen in Absprache und nach den Regeln des Empfänger-
landes, so dass im Allgemeinen im Rahmen dieser Programme prioritär die ein-
heimischen NRO gefördert werden. Von größerer Bedeutung für die deutschen
NRO im Bereich der privaten Träger (siehe Antwort zu Frage 38) sind die Mit-
tel, die über die EU-Budgetlinie „Kofinanzierung NRO“ (21-02-03) bereitge-
stellt werden. Über diese Budgetlinie der EU werden zum einen direkt Maßnah-
men in den Entwicklungsländern kofinanziert. Zum anderen werden Mittel
bereitgestellt für Vorhaben innerhalb Europas, die darauf abzielen, die Aufmerk-
samkeit und Sensibilität der europäischen Öffentlichkeit für die Probleme in den
Entwicklungsländern und der Beziehungen der Entwicklungsländer mit den
Industrieländern zu erhöhen. In den Jahren 2000 bis 2002 haben deutsche NRO
über diese Budgetlinie zusammen ca. 95 Mio. Euro erhalten. Für die Jahre 2003
und 2004 liegen im Rahmen dieser Budgetlinie bislang keine Zahlen der Euro-
päischen Kommission vor.

23. Welche Höhe hatten diese Mittel in den Jahren 2000 bis 2004, aufge-
schlüsselt nach Organisationen?

Die GTZ hat in o. g. Kategorien in den Jahren 2000 bis 2004 folgende Mittel
erhalten:

Für die KfW beliefen sich die o. g. Mittel für den Zeitraum von 2000 bis 2004
auf insgesamt 225,2 Mio. Euro. (Dieser Betrag beinhaltet auch Projekte der
KfW-Förderbank (K I d) zusammen mit der Entwicklungsbank des Europarates
im Rahmen der PHARE-Vorbeitrittsfazilität in Höhe von 105,5 Mio. Euro.)
Zu InWEnt, DED, DIE und NRO vgl. Anmerkungen zu Frage 22.

6 Prognose. Der Anstieg 2003 und insbesondere 2004 ist auf das Programm TAIEX zurückzuführen
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24. Durch welche institutionellen Mechanismen wird sichergestellt, dass die
Eigentümerinteressen des Bundes bei GTZ, KfW etc. die Mittelverteilung
auf verschiedene Arten von Durchführungsorganisationen nicht präjudi-
zieren?

Die Entscheidung über die Frage der Mittelverteilung auf die verschiedenen Titel
und Durchführungsorganisationen liegt in der Budgethoheit des Parlaments.

25. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass in vielen Bereichen die
Einbeziehung der Zivilgesellschaft notwendig ist für den Erfolg von Ent-
wicklungsprojekten und Programmen, es aber politisch problematisch ist,
wenn staatliche Stellen eines Geberlandes mit nichtstaatlichen Organisati-
onen eines Partnerlandes kooperieren?

Wann und wie wird in solchen Fällen eine deutsche NRO (i. w. S.) als
„lead agency“ oder gleichberechtigter Partner für die zivilgesellschaft-
liche Komponente eingesetzt?

Eine aktive und gewichtige Rolle der Zivilgesellschaft wird von der Bundes-
regierung sowohl als eigenständiges Ziel wie als Erfolgsbedingung ihrer EZ
unterstützt. Ohne freiwillige Mitwirkung der Bevölkerung ist eine nachhaltige
Entwicklungsförderung nicht möglich.
Vorhaben der bilateral-staatlichen EZ erfordern immer die Unterstützung und
das Einverständnis beider Regierungen. Dies gilt auch für die Beteiligung nicht-
staatlicher Organisationen. Die Regierung des Partnerlandes muss dieser aus-
drücklich zustimmen oder zumindest keine Einwände erheben.
Wann und in welcher Form eine deutsche NRO an der Umsetzung von Vorhaben
der staatlichen EZ beteiligt wird, wird entsprechend der Erfordernisse der zwi-
schen den Regierungen vereinbarten Schwerpunktstrategien oder Projektverein-
barungen im Einzelfall einvernehmlich zwischen den Beteiligten vereinbart.

26. Wie präsentieren sich die deutschen staatlichen Durchführungsorganisa-
tionen hinsichtlich ihrer Ländervertretungen, Personalausstattung und
Büroräumen in den Entwicklungsländern bzw. gibt es hier Abstimmungen
zwischen den Organisationen?

Alle staatlichen Durchführungsorganisationen verfolgen die Politik in den Ko-
operationsländern der bilateralen deutschen EZ, wo immer möglich gemein-
schaftliche deutsche EZ-Büros zu etablieren. Eine aktuelle Übersicht der Büros
der Durchführungsorganisationen in den Kooperationsländern befindet sich in
Anlage 2.

27. Welche Öffentlichkeitsarbeit betreiben die staatlichen Organisationen in
den Entwicklungsländern?

Die staatlichen Durchführungsorganisationen betreiben Öffentlichkeitsarbeit in
den Partnerländern in enger Abstimmung mit der deutschen Botschaft und
koordiniert mit anderen deutschen Durchführungsorganisationen vor Ort. Im
Bereich des Drittgeschäfts (International Services) der GTZ erfolgt Öffentlich-
keitsarbeit ggf. auftragsbegleitend in Abstimmung mit dem jeweiligen Auftrag-
geber oder auch zur Akquisition von Aufträgen.
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28. Gibt es in den Entwicklungsländern jeweils eine gemeinsame Anlaufstel-
le, an die sich andere Durchführungsorganisationen, NRO und die zivile
Bevölkerung wenden können, um sich über die Programme und Projekte
deutscher Entwicklungsorganisationen informieren zu können?

Wenn ja, in welchen Ländern?

Die gemeinsame Anlaufstelle in den Partnerländern ist die jeweilige deutsche
Botschaft. Darüber hinaus stehen auch die Büros der Durchführungsorganisa-
tionen (vgl. Antwort zu Frage 26) für die Beantwortung solcher Fragen zur
Verfügung. Zu den einzelnen Ländern vgl. Übersicht in Anlage 2.

29. Wo sind diese Anlaufstellen angesiedelt und wer betreut sie?

Vergleiche Antwort zu Frage 28

30. Wenn es diese Anlaufstellen bisher nicht gibt, denkt die Bundesregierung
über die Schaffung solcher Stellen nach?

Vergleiche Antwort zu Frage 28

31. Wie werden staatliche Entwicklungsprojekte während der Planung und
Durchführung sowie deren Abschluss kontrolliert und evaluiert?

Planung und Durchführung von staatlichen Entwicklungsprojekten erfolgt vor
dem Hintergrund der entwicklungspolitischen Schwerpunkte des BMZ auf der
Grundlage der in den „Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und Technische
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern“ verbindlich festgelegten Verfahren.
Diese Leitlinien regeln u. a. die Aufgaben und Zuständigkeiten der Bundes-
regierung und der mit der Umsetzung der entwicklungspolitischen Vorgaben
betrauten Durchführungsorganisationen. Sie regeln auch die Berichterstattungs-
pflichten der jeweiligen Durchführungsorganisationen u. a. über den Durchfüh-
rungsstand, die Einhaltung der Planung und Finanzierung, eingetretene Schwie-
rigkeiten und die voraussichtliche Zielerreichung während der Planung und der
Durchführung von Vorhaben. Die Durchführungsorganisationen ihrerseits ver-
fügen über den jeweiligen Anforderungen entsprechende Monitoringinstrumen-
te und -verfahren zur laufenden, zeitnahen Überprüfung der Umsetzung der mit
den Projektpartnern vereinbarten Projektkonzeptionen. Dies schließt regelmäßi-
ge Überprüfungen vor Ort ein. Die Berichterstattung der Durchführungsorgani-
sationen ist die Grundlage der laufenden Kontrolle staatlicher Entwicklungspro-
jekte durch die Bundesregierung und der Bewertung ihres Erfolgs. Zusätzlich
führt die Bundesregierung in Ausübung ihrer entwicklungspolitischen Verant-
wortung für die Förderung von Vorhaben fallweise bereits während der Durch-
führung, aber auch nach deren Abschluss eigene Evaluierungen durch, vor allem
im Rahmen von Querschnittsevaluierungen.
Zur Evaluierung von staatlichen Entwicklungsprojekten nach deren Abschluss
wird auf die Beantwortung der Fragen 32, 35 und 36 verwiesen.

32. Wie stellt die Bundesregierung eine objektive Evaluierung staatlicher Ent-
wicklungsmaßnahmen sicher?

Die deutsche EZ verfügt über ein breites und umfassendes System der Erfolgskon-
trolle. Sie gehört damit zu den wenigen Politikbereichen in Deutschland, in denen
sich eine obligatorische und systematische Erfolgskontrolle herausgebildet hat.
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Neben der zentralen Erfolgkontrolle des BMZ, die sich auf strategische,
projektübergreifende Evaluierungsansätze konzentriert, haben die staatlichen
Durchführungsorganisationen in eigener Verantwortung ein umfangreiches Sys-
tem von Erfolgskontrollen eingerichtet. Dieses zielt auf die kontinuierliche
Beobachtung und Dokumentation der Aktivitäten ihrer laufenden Vorhaben
(Monitoring) und die periodische Bewertung (Evaluierung) des Erfolgs ihrer
laufenden und abgeschlossenen Vorhaben sowohl im Rahmen von Selbst- als
auch von Fremdevaluierungen ab. Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes
sowie externer Wirtschaftsprüfer sind weitere Elemente im Gesamtsystem der
EZ-Erfolgskontrolle.
Insgesamt konnte die Qualität und speziell die Objektivität der Erfolgkontrolle
in der staatlichen EZ im Zuge des Reformprozesses zur Neuausrichtung des EZ-
Erfolgkontrollsystems in den vergangenen Jahren deutlich verbessert werden.
Dies bestätigten u. a. die beiden vom BMZ in Auftrag gegebenen Untersuchun-
gen des HWWA-Instituts für Wirtschaftsforschung in Hamburg über „Die
Erfolgskontrolle in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit“ (1999) und
über die „Reform der Erfolgskontrolle in der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit“ (2001).
Hierzu hat beigetragen, dass in einer Vielzahl staatlicher EZ-Institutionen neue
unabhängige Evaluierungseinheiten eingerichtet bzw. bestehende finanziell,
personell und kompetenzmäßig gestärkt wurden. Eine weitere positive Entwick-
lung in diesem Zusammenhang ist die systemweite Akzeptanz der DAC-Grund-
sätze für die Evaluierung von Entwicklungsvorhaben als gemeinsamer Maßstab
für professionelle Evaluierung. Ferner tragen die staatlichen EZ-Institutionen
dem Gebot der Objektivität von Evaluierungen durch den zunehmenden Einsatz
unabhängiger externer Gutachterinnen und Gutachter sowohl bei Selbst- als
auch bei Fremdevaluierungen Rechnung. Auch die verstärkte Einbindung der
Partnerregierungen und lokaler Consultants sowie die Veröffentlichungspolitik
bei Evaluierungsberichten dienen dazu, die Objektivität von Evaluierungen si-
cherzustellen. Die „Deutsche Gesellschaft für Evaluation“, die unter Mitwir-
kung der deutschen EZ-Institutionen im Jahre 2002 Standards für Evaluation
verabschiedete, wissenschaftliche Institute, wie das „Zentrum für Evaluation“
und Zusammenschlüsse von Gutachterinnen und Gutachtern, achten ebenfalls
auf die Einhaltung entsprechender Standards.
Der dem Parlament vorliegende Jahresbericht 2001/2002 über die Aktivitäten
der Erfolgskontrolle vom 25. Juni 2003 (Drucksache 15(18)0092), die Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zur „Flä-
chendeckenden Evaluierung in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit“
vom 2. Juli 2004 (Bundestagsdrucksache 15/3371) sowie die schriftliche Stel-
lungnahme der Bundesregierung zur Anhörung des AwZ zum Thema „Evaluie-
rung in der Entwicklungszusammenarbeit“ am 15. Dezember 2004 geben einen
detaillierten Überblick über die Entwicklungstendenzen der Erfolgskontrolle in
der deutschen EZ.

33. Wie hoch ist der Anteil der Mittel, der von staatlichen Durchführungs-
organisationen jährlich für Ex-ante- und Ex-post-Evaluierungen vergeben
wird?

Eine eindeutige Beantwortung dieser Frage auf der Grundlage belastbarer
Vergleichszahlen ist nicht möglich. Evaluierungsaufgaben im weiteren
Sinne – Ex-ante-Prüfungen, Verlaufskontrollen/Projektfortschrittskontrollen,
Schlussprüfungen und Ex-post-Evaluierungen – sind in den verschiedenen
EZ-Institutionen meist über den gesamten Projektzyklus und auf verschiedene
Organisationseinheiten verteilt.
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34. Gibt es Vergleiche zwischen den europäischen Durchführungsorganisa-
tionen hinsichtlich ihrer Effektivität und der Nachhaltigkeit ihrer Projekte?

Aussagekräftige Vergleiche gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung nicht.
Die EZ der verschiedenen Mitgliedsländer wird jedoch regelmäßig im Rahmen
der Peer Reviews des OECD-DAC u. a. auch hinsichtlich ihrer Effektivität und
Nachhaltigkeit überprüft. Der letzte Peer Review der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit hat 2001 stattgefunden. Ein weiterer Peer Review für Deutsch-
land ist für 2005 geplant.

35. Gibt es Standards der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) oder EU-Standards für die Evaluierung von
entwicklungspolitischen Maßnahmen?

Der Entwicklungsausschuss der OECD (DAC) hat 1992/1998 Grundsätze für
die Evaluierung von Entwicklungsvorhaben verabschiedet. Diese Grundsätze
sind Grundlage für die Evaluierungsarbeit der deutschen EZ-Institutionen.

36. Wie prüft die Bundesregierung die Nachhaltigkeit entwicklungspoliti-
scher Maßnahmen?

Hat sie dafür entsprechende Standards entwickelt?

Wirkungs- und Nachhaltigkeitsanalysen sind Bestandteil der Terms of Re-
ference von Evaluierungen des BMZ und staatlicher EZ-Organisationen. Das
BMZ hat im Jahre 2002 sein Evaluierungsraster für Projektevaluierungen weiter
entwickelt, um diesem Gesichtspunkt verstärkt Rechnung zu tragen. Auch GTZ-
und KfW-Schlussprüfungen enthalten Wirkungs- und Nachhaltigkeitsanalysen
als zentrale Elemente.
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Qualität von Wirksamkeits- und Nach-
haltigkeitsuntersuchungen im Rahmen von Evaluierungen entscheidend von der
Existenz effektiver Monitoringsysteme in den untersuchten EZ-Projekten und
-programmen abhängt. Da, wo diese noch nicht existieren, ist der diesbezügliche
Aussagewert von Evaluierungen eingeschränkt. Auf eigenen Datenerhebungen
der Gutachterteams beruhende Wirkungs- und Nachhaltigkeitsuntersuchungen
sind aufgrund des damit verbundenen Aufwands im Rahmen von Evaluierungen
flächendeckend und umfassend nicht möglich, sondern lediglich in Einzelfällen,
wie in der im Jahre 2000 abgeschlossenen, breit angelegten Evaluierung über die
langfristigen Wirkungen der deutschen EZ und ihrer Erfolgsbedingungen.
Als Minimumstandard für die Nachhaltigkeit gilt das im Rahmen des DAC
festgelegte Nachhaltigkeitskriterium („Fortbestand positiver Wirkungen nach
Beendigung der Förderung; Wahrscheinlichkeit langfristiger positiver Wirkun-
gen und Robustheit gegenüber Risiken“, DAC Glossary of Key Terms in Evalu-
ation and Results Based Management). Darüber hinaus werden dem Einzelfall
angemessene, weitergehende Nachhaltigkeitskriterien angelegt (z. B. langfris-
tige strukturelle Wirkungen).

37. Ist angesichts der wachsenden Bedeutung der institutionellen Rahmenbe-
dingungen für den Entwicklungserfolg die politische Analysekapazität
des BMZ mit seiner extrem kleinen Außenstruktur noch bedarfsgerecht?

Vor dem Hintergrund der sich ändernden Rahmenbedingungen in der EZ ist das
BMZ gegenwärtig bemüht, seine Außenstruktur deutlich auszuweiten und auch
inhaltlich zu stärken. In 2004 wurden an drei Botschaften in Schwerpunktpart-
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nerländern zusätzliche Stellen für Entwicklungsberaterinnen und -berater einge-
richtet. In 2005 ist ein weiterer Ausbau der Außenstruktur geplant, um nicht nur
die Analyse-, sondern auch die Handlungsfähigkeit des BMZ vor Ort zu stärken.

II. Nichtregierungsorganisationen (NRO)

38. Wie definiert die Bundesregierung NRO?

Der Bundesregierung ist keine juristisch eindeutige und allgemein angewandte
Definition von NRO bekannt. Sie lässt sich daher von einem funktionalen Ver-
ständnis leiten.
Im Rahmen ihrer Entwicklungspolitik unterscheidet die Bundesregierung zwi-
schen gesellschaftlichen Kräften im weiteren Sinne und einer enger gefassten
Definition von NRO im Rahmen der Förderung „privater deutscher Träger“.
Zu den gesellschaftlichen Kräften im weiteren Sinne zählen neben den NRO
die politischen Stiftungen, die Kirchen, die Träger der Sozialstrukturhilfe, aber
auch Organisation der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit im Inland und
Wirtschaftsakteure wie die Handelskammern. Die in Anlage 1 beigefügte
Tabelle ergibt unter dem Titel „Zivilgesellschaftliche und wirtschaftliche Grup-
pen und Institutionen“ eine Übersicht über die verschiedenen Förderinstrumente
und -volumina. Die Bundesregierung hat die Mittel für die Förderung gesell-
schaftlicher Kräfte seit 1998 um 90 Mio. Euro oder rund 24 Prozent auf ins-
gesamt 463 Mio. Euro im Bundeshaushalt 2005 angehoben. Dies entspricht
12 Prozent des Gesamtetats des BMZ. Die Förderung erfolgt im Rahmen des
Zuwendungsrechts nach § 23 BHO.
NRO im engeren Sinne werden im Rahmen der Förderung entwicklungswich-
tiger Vorhaben privater deutscher Träger in Entwicklungsländern (Haushaltstitel
2302 687 06) unterstützt. Die entsprechende Förderrichtlinie definiert mögliche
Zuwendungsempfänger als „juristische Personen des privaten Rechts (private
Träger) mit Sitz und Geschäftsbetrieb in der Bundesrepublik Deutschland, deren
Gemeinnützigkeit oder Mildtätigkeit steuerrechtlich anerkannt ist.“
Ausgehend von den einleitenden Ausführungen der Fragesteller unter der Über-
schrift „Nichtregierungsorganisationen“ sowie der mehrfach getroffenen Unter-
scheidung zwischen NRO im engeren und weiteren Sinne beziehen sich die Ant-
worten auf die Fragen 38 bis 129 – soweit nicht anders vermerkt – auf die
vorgenannte Förderung entwicklungswichtiger Vorhaben privater deutscher
Träger.

39. Wie viele und welche NRO sind derzeitig Partner der Bundesregierung bei
der Durchführung entwicklungspolitischer Aufgaben im In- und Ausland?

Die Bundesregierung arbeitet bei der Durchführung von Projekten im Ausland
derzeit (2004) mit etwa 225 privaten Trägern zusammen. Das Spektrum reicht
dabei von großen, bekannten Organisationen wie „Deutsche Welthungerhilfe“,
„Care“, „Kindernothilfe“ bis zu kleinen privaten Vereinen wie „Förderverein
Awassa e. V.“, „Förderkreis Tilapia“, „Städtepartnerschaft Saarbrücken –
Diriamba e. V.“.
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40. Wo und wie wird der Sachverstand der NRO nutzbar gemacht?

Die Bundesregierung steht im engen und intensiven Kontakt mit einer Vielzahl
entwicklungspolitisch aktiver NRO und gesellschaftlicher Akteure im weiteren
Sinne.
Die Zusammenarbeit erfolgt zum einen im politischen Dialog mit dem „Verband
Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen e. V.“ (VENRO)
sowie fallbezogen mit den jeweils einschlägigen nichtstaatlichen Akteuren in
Länder- und Themenfragen. So können diese bei der Formulierung von Länder-
konzepten, Schwerpunkt- und Sektorstrategien sowie in die Vorbereitung und
Durchführung internationaler Verhandlungen und Konferenzen einbezogen
werden. Die Mitwirkung erfolgt in unterschiedlicher Form z. B. durch Teilnahme
an Ländergesprächen, Mitwirkung in Länderteams oder das BMZ beratender
Gremien bis hin zur Beteiligung an der Gruppe FriEnt, die den engen Austausch
zwischen staatlichen und nichtstaatlichen EZ-Akteuren im Bereich der Friedens-
entwicklung zum Ziel hat.
Auf die Antworten zu den Fragen 6 und 96 bis 99 wird verwiesen.

41. Wie hat sich die Anzahl der NRO seit 1994 verändert, absolut und sekto-
ral?

Die Anzahl der aus Titel 687 06 geförderten NRO hat sich von ca. 80 im Jahre
1994 auf etwa 225 im Jahr 2004 erhöht. Die Zweckbestimmung des Titels
beschränkt die Förderung auf Projekte und Programme, die einen Beitrag zur
unmittelbaren Verbesserung der wirtschaftlichen, sozialen oder ökologischen
Situation armer Bevölkerungsgruppen leisten oder (seit 1998 möglich) die zur
Beachtung der Menschenrechte beitragen. Eine Auswahl der zu fördernden
NRO unter sektoralen Gesichtspunkten erfolgt daher nicht.

42. Wie hoch sind die Beträge, die die Bundesregierung in der EZ direkt oder
indirekt über NRO in den Jahren 1994 bis 2004 ausgegeben hat, aufge-
schlüsselt nach Betrag/Jahr?

Die Zuwendungen an private Träger aus dem Haushalt des BMZ betrugen in
Mio. Euro:

43. In welchem Rahmen hat die Bundesregierung Einfluss auf die Mittelver-
gabe an NRO durch staatliche Durchführungsorganisationen?

Die staatlichen Durchführungsorganisationen werden vom BMZ mit der Durch-
führung von entwicklungspolitischen Maßnahmen mit klar definierten Zielen
und Wirkungsindikatoren betraut. In welchem Umfang zur Erreichung dieser
Ziele auch lokale NRO in die Durchführung mit einbezogen werden, liegt im
Ermessen der jeweiligen Auftragnehmer. Wenn eine Einbindung von NRO aus
entwicklungspolitischen Gründen besonders geboten erscheint, kann dies vom
BMZ in die Vorgaben für die Angebotserstellung eingebracht werden. Auf die
Antwort zu Frage 25 wird verwiesen.
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44. Wie viele und welche NRO finanzieren sich nach Erkenntnissen der
Bundesregierung ausschließlich oder in erheblichem Umfang (mindestens
51 Prozent) aus staatlichen Mitteln?

Im Bereich der Privaten Träger erfolgt keine institutionelle Förderung.

45. Wie viele Menschen arbeiten nach Erkenntnissen der Bundesregierung bei
NRO in Deutschland bzw. als aus Deutschland entsandte Kräfte?

Eine definitive Antwort über die in entwicklungspolitisch tätigen NRO in
Deutschland Beschäftigten ist nicht möglich, da der Kreis der geförderten NRO
von Jahr zu Jahr starken Veränderungen unterliegt (Antragsprinzip).

46. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung in Bezug auf den Grad der
Zuverlässigkeit von NRO in den Bereichen Projektarbeit, Beratung und
der öffentlichen Darstellung von Sachverhalten?

Anhand der Erfahrungen aus der Zusammenarbeit im Bereich der privaten
Träger kann die Arbeit der NRO in den genannten Bereichen in der Regel als
qualifiziert und durchaus professionell gewertet werden.

47. Wie hoch ist die durchschnittliche Förderungsdauer von NRO sowohl
institutionell als auch im Bereich Projektarbeit?

Den Richtlinien für die Förderung privater Träger entsprechend ist die Förde-
rungsdauer bei Kleinprojekten auf 1 Jahr begrenzt; eine Förderungsdauer von
4 Jahren bei Projekten und Programmen ist möglich.

48. Unterstützt die Bundesregierung NRO mit Sitz außerhalb Deutschlands
bzw. mit ihrem organisatorischen Schwerpunkt außerhalb Deutschlands?

Ja.

49. Wenn ja, wie viele dieser NRO unterstützt die Bundesregierung, aufge-
schlüsselt nach Sektoren und Regionen und finanzieller Unterstützung?

Das BMZ leistete im Jahre 2004 freiwillige Beiträge an 10 internationale NRO
in Höhe von insgesamt rd. 5,4 Mio. Euro. Mit Ausnahme des Beitrages zum
Kernbudget an die „International Planned Parenthood Federation“ (s. lfd. Nr. 5
in Anlage 3), die NRO in 160 Entwicklungsländern im Bereich der Familien-
planung und der reproduktiven Gesundheit in unterstützt, wurden die Gelder für
konkrete Treuhandvorhaben der NRO in den Bereichen Menschenrechte,
Reproduktive Gesundheit sowie Umwelt- und Klimaschutz eingesetzt. Zur kon-
kreten Aufteilung der Mittel wird auf die Anlage 3 verwiesen.
Darüber hinaus unterstützt das AA aus Mitteln des EPL 23 im Rahmen des
Kleinstprojektefonds der Botschaften ausgewählte NRO in den Gastländern.

50. Wenn ja, wie schätzt die Bundesregierung die von ihr geförderten inter-
national vernetzten NRO bezüglich ihrer Transparenz ein?

Die internationalen NRO berichten regelmäßig in Projektberichten über die von
deutscher Seite geförderten Maßnahmen. Darüber hinaus finden Konsultationen
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und laufende Arbeitskontakte zwischen dem BMZ und den jeweiligen NRO
statt. Bei der International Planned Parenthood Federation ist das BMZ zudem
im Entscheidungs- und Aufsichtsgremium vertreten. Der Einsatz der Geber-
beiträge unterliegt in aller Regel einer internen und externen Finanzkontrolle.
Die daraus resultierenden Prüfungsberichte werden den jeweiligen Gebern zur
Verfügung gestellt. Die zum überwiegenden Teil bereits langjährig bestehenden
Kooperationen mit den internationalen NRO sind durch offenen Meinungsaus-
tausch und gegenseitiges Vertrauen geprägt.

51. Wenn ja, gibt es europäische bzw. internationale Geberkoordinierung in
diesem Bereich?

Eine internationale Geberkoordinierung findet im Zusammenhang mit der Leis-
tung freiwilliger Beiträge an internationale NRO insbesondere dann statt, wenn
Deutschland im Aufsichtsgremium der jeweiligen NRO vertreten ist (zz. nur bei
der International Planned Parenthood Federation). Sofern sich an einem konkre-
ten Vorhaben einer internationalen NRO mehrere Geber beteiligen, wird die
Konzeption und der Mitteleinsatz in vorbereitenden und begleitenden gemein-
samen Treffen zwischen den beteiligten Geberländern und der jeweiligen
Durchführungsorganisation besprochen.

52. Unterstützt die Bundesregierung aktiv Bemühungen um international gül-
tige Verhaltenskodizes im zivilgesellschaftlichen Sektor?

Der Bundesregierung sind keine aktuellen Bestrebungen zur Erarbeitung von in-
ternationalen Verhaltenskodizes für Nichtregierungsorgansiationen im Bereich
der Entwicklungszusammenarbeit bekannt. In Deutschland hat der Verband
Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen e. V. (VENRO)
einen „Kodex entwicklungsbezogene Öffentlichkeitsarbeit“ erarbeitet, den alle
Nichtregierungsorganisationen, die Mitglied des Verbands werden wollen, aner-
kennen müssen.

53. Wenn ja, wie konkret?

Vergleiche Antwort zu Frage 52.

54. Hat die Bundesregierung gegenwärtig oder in der Vergangenheit Anzei-
chen dafür gehabt, dass mit öffentlichen deutschen Mitteln über Mittels-
organisationen Gelder an Organisationen geflossen sind, die keinen demo-
kratischen Aufbau haben oder antidemokratische, terroristische oder
religiös fundamentalistische Ziele verfolgen?

In der Vergangenheit gab es bisher unbestätigte Hinweise darauf, dass die Paläs-
tinensische Behörde (noch unter Yassir Arafat) finanzielle Fördermittel an die
HAMAS weitergeleitet hat.

55. Wie hoch ist die Zahl der bislang einmalig geförderten NRO?

Eine exakte Zahl ist nicht zu ermitteln, da es keine kontinuierliche Förderung
gibt, sondern Zuwendungen auf Antrag vergeben werden. Aufgrund ihrer knap-
pen personellen Kapazitäten (Ehrenamtliche) und der Notwendigkeit, einen
Eigenmittelanteil von 25 Prozent aufzubringen, reichen manche NROs oftmals
erst nach Jahren erneut einen Antrag ein.
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56. Wie erklärt sich die Bundesregierung diese Zahl?

Vergleiche Antwort zu Frage 55.

57. Wie hoch ist der Anteil der NRO, mit denen die Bundesregierung negative
Erfahrungen gemacht hat?

Negative Erfahrungen, die zu einer Rückforderung von Fördermitteln führten,
sind so selten, dass eine prozentuale Aussage nicht möglich ist. In den letzten
8 Jahren wurden nur in einem Fall Fördermittel zurückgefordert.

58. In welchen Bereichen gab es diesbezüglich die häufigsten Probleme?

Vergleiche Antwort zu Frage 57.

59. Wie viele NRO im entwicklungspolitischen Bereich werden jährlich vom
Bundesrechnungshof kontrolliert?

Der Bundesrechnungshof (BRH) führt keine jährlichen Prüfungen bei den Pri-
vaten Trägern durch. Er hat zuletzt 1997 die Ausgaben zur Förderung entwick-
lungswichtiger Vorhaben privater deutscher Träger in Entwicklungsländern ge-
prüft.

60. Nach welchen Kriterien werden diese NRO ausgesucht?

Der BRH prüft nicht gezielt NRO als Institutionen. Der BRH prüft die Zuwen-
dungsgewährung des BMZ. Im Rahmen dieser Prüfung sucht er aber auch
vereinzelt NRO auf, um vor Ort Erhebungen über die Mittelverwendung zu
machen. Dieses Prüfungsrecht des BRH ist eine Bedingung für die Zuwen-
dungsbewilligung.

61. Ist die Bundesregierung der Meinung, dass die deutsche Zivilgesellschaft
in der Entwicklungspolitik auch ohne öffentliche Mittel handlungsfähig
wäre?

Ja.

62. Wenn ja, warum werden dann jährlich Mittel dafür aufgewandt?

Die Bundesregierung fördert Projekte und Programme der privaten Träger, weil
sie entwicklungspolitisch wichtig sind. Die besondere Stärke der NRO liegt in
ihrer Nähe zu armen, unterprivilegierten Bevölkerungsgruppen, die von der
staatlichen Hilfe nicht in diesem Maße erreicht werden sowie in der Mobilisie-
rung von Selbsthilfe und Eigeninitiative dieser Gruppen. Die Bundesregierung
will aber mit ihrer Förderung auch eine deutliche Unterstützung des großen
Engagements der in den NRO zumeist ehrenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter signalisieren.
Darüber hinaus sind die NRO ein unverzichtbarer Träger der entwicklungspoli-
tischen Bewusstseinsbildung. Durch ihre Verankerung in ungezählten Vereinen,
Schulen, kirchlichen Gruppierungen etc. erreichen sie unmittelbar die verschie-
densten Gruppen der deutschen Bevölkerung und wecken in beachtlichem Maß
Verständnis und Unterstützung für die Ziele der Entwicklungszusammenarbeit.



Drucksache 15/5543 – 24 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

63. Wenn nein, wäre es dann aus Sicht der Bundesregierung nicht sinnvoller,
gleich ganz auf staatliche Organisationen zu setzen?

Vergleiche Antwort zu Frage 61.

64. Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen dem Anspruch
der NRO, nur Impulse zur Selbsthilfe zu geben, und ihrer teilweise jahre-
langen Präsenz in Entwicklungsländern?

Nein. Die privaten Träger arbeiten mit einem lokalen Partner zusammen, sind
jedoch nicht „vor Ort präsent“.

65. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass es im zivilgesellschaftli-
chen aber auch im Bereich der staatlichen Durchführungsorganisationen
einen institutionellen Selbsterhaltungstrieb gibt, der sich konzeptionell
auswirkt?

Da im Bereich der privaten Träger keine institutionelle Förderung erfolgt, dürfte
eine solche Verknüpfung auszuschließen sein.

66. Gibt oder gab es Fälle von Mittelfehlverwendung?

Vergleiche Antwort zu Frage 57

67. Wenn ja, in welcher Art und Anzahl und finanziellem Umfang konkret?

Die Mittel in dem bei Frage 57 benannten Fall wurden nicht in vollem Umfang
für die beantragten Maßnahmen verwendet. Es handelt sich dabei um Mittel in
Höhe von 99 000 Euro.

68. Welche NRO bekommt wie viel Geld zu welchem Zweck, von welchen
Bundesministerien, aufgeschlüsselt von 1994 bis 2004?

Als Anlage 4 ist eine Aufstellung der Auszahlungen für die „Privaten Träger“ in
den Jahren 2003 und 2004 beigefügt. Es ist davon auszugehen, dass etwa 2/3 der
geförderten NRO jährlich Anträge stellen und Zuwendungen erhalten, während
bei 1/3 der NRO aus überwiegend vereinsinternen bzw. finanziellen Gründen
(Aufbringung der Eigenmittel) eine Förderung in Einzelfällen einmalig, über-
wiegend jedoch in größeren Zeitabständen erfolgt.

69. Wie schätzt die Bundesregierung die Transparenz, Aufbau, Struktur und
Mitgliederpartizipation in den von ihr geförderten NRO ein?

Die weit überwiegende Mehrheit der geförderten NRO sind eingetragene Ver-
eine mit einer durch das Vereinsrecht vorgegebenen Struktur und Kontrolle
durch die Mitglieder.
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70. Wie schätzt die Bundesregierung den Zugang für Mitglieder und Externe
zu Informationen über die Arbeit und den inneren Aufbau in den von ihr
geförderten NRO ein?

Die geförderten NRO sind in der Regel aus eigenem Interesse (Spendenwer-
bung) um eine möglichst breite und transparente Informationsarbeit bemüht.

71. Welchen Einfluss haben die Mitglieder dieser NRO auf die Zielsetzungen?

Die Ziele der Arbeit von Vereinen werden von deren Mitgliedern bestimmt
(vgl. Antwort zu Frage 69).

72. Macht die Bundesregierung einen in der Satzung festgeschriebenen demo-
kratischen Aufbau und die tatsächliche Beteiligung der Mitglieder zur Be-
dingung für eine Zusammenarbeit?

Nein. Ausschlaggebend ist die Zielsetzung der NRO (vgl. auch Antwort zu
Frage 73).

73. Gibt es Untersuchungen, ob die Zielsetzungen von geförderten NRO dem
tatsächlichen Handeln entsprechen?

Bei der Antragstellung wird die Zielsetzung der NRO geprüft (Satzung). Durch
entsprechende Fortschrittsberichte und vor allem im Verwendungsnachweis
wird detailliert geprüft, ob das geförderte Projekt das Projektziel erreicht hat.

74. Wenn nein, warum nicht?

Vergleiche Antwort zu Frage 73.

75. Hat die Bundesregierung Hinweise darauf, ob verschiedene NRO sich aus
den gleichen Personen zusammensetzen – in den Bereichen Mitglieder,
Führungsebene, Geschäftsführung usw.?

Es liegen keine derartigen Hinweise vor.

76. Wenn ja, welche sind das?

Vergleiche Antwort zu Frage 75.

77. Hat die Bundesregierung Hinweise darauf, dass sich hinter einigen NRO
auf nationaler oder internationaler Ebene Personen in den Bereichen mit
extremistischen oder terroristischen Zielen verbergen?

Die Bundesregierung hat keine Hinweise darauf, dass sich hinter NRO, die im
Rahmen der Förderung entwicklungswichtiger Vorhaben privater deutscher Trä-
ger in Entwicklungsländern unterstützt werden, Personen mit extremistischen
oder terroristischen Zielen verbergen.
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78. Macht die Bundesregierung ihre Mittelvergabe von der Durchsetzung von
Frauen-/Minderheitenrechten bezüglich der inneren Organisation der
NRO abhängig?

Nein, vgl. Antwort zu den Fragen 72 und 73.

79. In wie vielen NRO sind derzeitig Mitarbeiter von Bundesministerien qua
Satzung bzw. Kooptierung in Entscheidungsgremien tätig?

In keiner.

80. Um welche NRO und welche Personen handelt es sich?

Vergleiche Antwort zu Frage 79.

81. Gibt es derzeitige oder ehemalige führende Mitglieder von NRO, die ein
Vertrags- oder Beschäftigungsverhältnis mit einem oder mehreren Bun-
desministerien, insbesondere mit dem BMZ haben?

Nein, entsprechende Fälle sind nicht bekannt.

82. Wenn ja, wie viele sind das und welche Bundesministerien sind betroffen?

Vergleiche Antwort zu Frage 81.

83. Gibt es derzeitige oder ehemalige führende Mitglieder von NRO, die ein
Vertrags- bzw. Beschäftigungsverhältnis mit einer oder mehreren staat-
lichen Durchführungsorganisationen haben?

Konkrete Fälle sind nicht bekannt. Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass Mit-
glieder einer NRO ein Beschäftigungsverhältnis mit einer staatlichen Durchfüh-
rungsorganisation eingehen. Eine gleichzeitige bezahlte Tätigkeit ist jedoch
nicht möglich. Ein ehrenamtliches Engagement in einer zivilgesellschaftlichen
Organisation ist – unabhängig vom beruflichen Hintergrund – grundsätzlich zu
begrüßen.

84. Wenn ja, wie viele sind das und welche Organisationen sind betroffen?

Vergleiche Antwort zu Frage 83.

85. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um absolute
Transparenz bei Auftragsvergaben sicherzustellen und jeden Anschein
von Vetternwirtschaft zu vermeiden?

Die Entscheidung über die Zuwendung für ein Projekt von privaten Trägern
wird in einem mehrstufigen, transparenten Verfahren herbeigeführt:
Bengo – die Beratungsstelle – prüft den Antrag unter formalen Gesichtspunkten
und der generellen Übereinstimmung mit den Richtlinien zu Titel 68706.
Danach wird im zuständigen Fachreferat des BMZ in einem Entscheidungs-
gremium über die Einleitung des Bewilligungsverfahrens entschieden. In das
Bewilligungsverfahren sind das jeweilige Regionalreferat, in besonderen Fällen



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 27 – Drucksache 15/5543

auch das Fachreferat des BMZ sowie die deutsche Auslandsvertetung einbezo-
gen. Erst wenn keine Bedenken gegen eine Förderung bestehen bzw. ausgeräumt
werden konnten, wird der Antrag auf Zuwendung positiv oder negativ entschie-
den.
Im Falle einer Ablehnung werden dem Antragsteller die Gründe mitgeteilt; er
wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass er die Möglichkeit hat, gegen diesen
Bescheid Klage zu erheben. (Zur Information: Dies ist nur in vereinzelten Fällen
– letztmalig im Jahre 2000 – geschehen; alle eingereichten Klagen wurden bis-
her vom Gericht abgewiesen.)

86. Hat es im Zusammenhang mit der Vergabe von Projektmitteln durch das
BMZ oder eine der staatlichen Organisationen in den letzten Jahren Hin-
weise auf Korruption oder Ermittlungen wegen Unregelmäßigkeiten ge-
geben?

Nein, entsprechende Hinweise liegen nicht vor.

87. Wie beugt die Bundesregierung einer Abwanderung von gut qualifizier-
tem Personal von den NRO in die lukrativeren und sichereren Arbeitsver-
hältnisse bei staatlichen Organisationen vor?

Die Bundesregierung übt keinen Einfluss auf das Personal der privaten Träger
aus, das die NRO aus eigenen Mitteln bezahlen (keine institutionelle Förde-
rung).

88. Gibt es staatlich geförderte NRO, bei deren Mitgliedschaft man automa-
tisch eine Mitgliedschaft in anderen Organisationen eingeht?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

89. Gibt es ehemals oder derzeitig finanziell geförderte NRO, die vom Bun-
desamt bzw. von den Landesämtern für Verfassungsschutz beobachtet
werden?

Die Fragen 89 bis 92 betreffen Angelegenheiten der Nachrichtendienste. Inso-
weit äußert sicht die Bundesregierung grundsätzlich nur vor den hierzu bestell-
ten Gremien des Deutschen Bundestages.

90. Wenn ja, welche NRO sind dies?

Vergleiche Antwort zu Frage 89.

91. Wenn ja, aus welchen Gründen und seit wann werden sie beobachtet?

Vergleiche Antwort zu Frage 89.

92. Welche NRO werden seit 1998 nicht mehr vom Verfassungsschutz beob-
achtet?

Vergleiche Antwort zu Frage 89.
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93. Wie hoch sind die eingesetzten staatlichen Mittel von NRO für Öffentlich-
keitsarbeit?

Für die Inlandsbildungsarbeit des BMZ (Titel 684 01) standen 2004 Mittel
i. H. v. insgesamt 10,0 Mio. Euro zur Verfügung. Davon wurden 6,01 Mio. Euro
über NRO abgewickelt.

94. Welche Kampagnen von Bundesministerien wurden seit 1994 mit Unter-
stützung und Beratung durch NRO durchgeführt?

Aus dem Titel private Träger werden keine Kampagnen finanziert.

95. Wie hoch sind die Spenden, die durch Spendenaufrufe in öffentlich-recht-
lichen Sendern zu Gunsten von NRO eingegangen sind?

Spendenaufrufe erfolgen in allen öffentlich-rechtlichen Sendern durch Nennung
einer Kontoverbindung oder in Form eines Hinweises, dass sich die Kontover-
bindungen weiterer Hilfsorganisationen auf den Videotextseiten oder im Inter-
net abrufen lassen. Die Spenden der Bürgerinnen und Bürger gehen direkt auf
den Konten der Hilfsorganisationen ein. Da bei Naturkatastrophen Spendenauf-
rufe in der Regel über alle Medien verbreitet werden, lassen sich die einzelnen
Spenden nicht auf die Spendenaufrufe bestimmter Sender oder Sendungen zu-
rückverfolgen. Es ist daher nicht möglich, die Höhe der durch Spendenaufrufe
in öffentlich-rechtlichen Sendern eingegangen Spenden bei Hilfsorganisationen
pauschal anzugeben.
Eine Quantifizierung ist nur bei Einzelveranstaltungen möglich, bei denen von
den Sendern Treuhandkonten eingerichtet werden. Ein Beispiel der jüngsten
Zeit ist die ZDF-Spendengala zu Gunsten der Opfer der Flutwelle in Asien. Sie
hat mit über 50 Mio. Euro die bisher größte Spendensumme erbracht, die jemals
im deutschen Fernsehen in einer einzigen Sendung gesammelt wurde.

96. Nach welchen Maßstäben sucht die Bundesregierung bei internationalen
Konferenzen die Zusammenarbeit bzw. den Schulterschluss mit NRO in
bestimmten Fragen?

Die Bundesregierung erkennt den gesellschaftlichen und politischen Beitrag der
NRO zur Unterstützung ihrer entwicklungspolitischen Ziele an und arbeitet
daher auch im internationalen Kontext intensiv mit nichtstaatlichen Akteuren
bei der Vorbereitung und Durchführung entwicklungspolitisch relevanter Kon-
ferenzen und Verhandlungsprozesse zusammen. Der Gegenstand und Charakter
der jeweiligen Konferenzen sowie das Fachwissen, die Professionalität und der
Grad der Übereinstimmung mit den entwicklungspolitischen Zielen der einzel-
nen NRO bzw. – immer häufiger – Netzwerken von NRO bestimmen dabei Art
und Umfang der Zusammenarbeit.

97. Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit genau?

Angesichts der Vielfalt und des höchst unterschiedlichen Charakters internatio-
naler Konferenzen und Verhandlungsprozesse wäre eine einheitliche Vorgabe
zur Ausgestaltung der Zusammenarbeit nicht sachgerecht. Vielmehr bedient
sich die Bundesregierung hier je nach Erfordernissen und Möglichkeiten eines
weiten Spektrums, anfangend beim reinen Informationsaustausch, über die Be-
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teiligung an Vorbereitungsprozessen bis hin zur Teilnahme in der deutschen
Delegation während der Konferenzen selbst.

98. Gibt es oder gab es finanzielle oder personelle Unterstützung durch die
Bundesregierung zur Unterstützung solcher Aktivitäten von NRO bei in-
ternationalen Konferenzen, etwa Flugkosten, Telekommunikation etc.?

Im Rahmen der von der Bundesregierung finanziell unterstützten entwicklungs-
politischen Vorhaben ist es grundsätzlich möglich, dass einzelne Komponenten
die Teilnahme von NRO-Vertretern an Konferenzen oder die Unterstützung von
Vorbereitungsprozessen bedingen.
Als Beispiele konkreter Unterstützung durch die Bundesregierung mit dem aus-
drücklichen Ziel der Teilnahme von NRO an internationalen Konferenzen sind
zu nennen:
Das Forum Umwelt und Entwicklung erhielt 28 T Euro für die Vorbereitung und
Teilnahme einschlägiger NRO am Welternährungsgipfel in Rom im Juni 2002,
weitere 20 T Euro im Jahre 2003 für die Vorbereitung und Beteiligung deutscher
NRO an den Arbeiten der Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe zur Formulierung
Freiwilliger Leitlinien zur Umsetzung des Rechts auf Nahrung. 8 T Euro wurden
dem Forum in 2003 für die Vorbereitung des internationalen Vertrags für tier-
genetische Ressourcen gewährt.
Die deutsche NRO „Klimabündnis“ erhielt im Jahr 2002 einmalig 50 T Euro,
mit dem Auftrag, Vertreter der indigenen Völker auszuwählen, die im Klimapro-
zess aktiv sind und sich in die Vertragsstaatenkonferenz einbringen können. Die
britische NRO „IIED“ (International Institute for Environmental Development)
erhielt von 2000 bis 2004 jährlich 5 T Euro zur Finanzierung der Flugkosten von
LDC-Teilnehmern zur Sensibilisierung der für die im Rahmen des Kilmawan-
dels auf die Länder zukommenden Probleme.

99. Wenn ja, in welcher Höhe und an wen genau?

Vergleiche Antwort zu Frage 98.

100. Wie gewährleistet die Bundesregierung die gewünschte Kohärenz bei
der Zusammenarbeit mit verschiedenen NRO?

Die Bundesregierung steht in einem kontinuierlichen und intensiven Dialog
über entwicklungspolitische Zielsetzungen, Strategien und Maßnahmen mit
dem Dachverband, dem „Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregie-
rungsorganisationen e. V.“ (VENRO).
Darüber bietet der themen- und länderspezifische Austausch mit den jeweils ein-
schlägigen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren die Basis für eine kohären-
te Zusammenarbeit.

101. Wie viel Prozent der Mittel, die projektgebunden in ein Partnerland flie-
ßen, werden durchschnittlich über deutsche NRO abgewickelt?

Eine genaue Zuordnung zu den einzelnen Partnerländern ist nicht möglich. In
den letzten Jahren betrugen die Zuwendungen an die gesellschaftlichen Kräfte
insgesamt – nicht nur Private Träger – etwa 10 Prozent des jährlichen Budgets
des Einzelplans 23 (vgl. Tabelle in Anlage 1).
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102. Wie hoch ist der anrechenbare Anteil der ODA (Official Development
Aid), der über NRO gezahlt wird?

Vergleiche Antwort zu Frage 13 (letzte Spalte).

103. Wie stellt sich der Anteil des zivilgesellschaftlichen Sektors in Deutsch-
land im europäischen und internationalen Vergleich dar, insbesondere im
Vergleich zu Frankreich, Großbritannien und den USA?

Vergleiche Antwort zu Frage 13 (letzte Spalte).

104. Wie koordiniert die Bundesregierung ressortübergreifend die Zusam-
menarbeit mit NRO?

Zu jedem Antrag wird vor der Bewilligung eine außenpolitische Stellungnahme
von den deutschen Auslandsvertretungen eingeholt.

105. Wie transparent ist die Finanzorganisation von NRO im Vergleich zu Fir-
men?

Die Finanzorganisation ist in der Satzung der in der Regel als Vereine organi-
sierten NRO festgelegt und damit für Mitglieder und Förderer grundsätzlich
transparent.

106. Gibt es Erkenntnisse darüber, wie bei den NRO das Verhältnis zwischen
eigenen Einnahmen und öffentlichen Geldern ist?

Die Förderung der Projekte beschränkt sich auf einen Zuwendungsanteil von
75 Prozent; 25 Prozent sind von der NRO als Eigenanteil aufzubringen.
Darüber hinaus bringen die NRO noch erhebliche weitere Mittel zur Durchfüh-
rung anderer Projekt sowie zur Finanzierung ihrer eigenen Kosten auf. Genaue
Angaben hierüber liegen nicht vor.

107. Wie lang ist die durchschnittliche Zeitspanne, die von der Beantragung
von Fördermitteln bis zur Bewilligung bzw. Ablehnung vergeht?

Vom Antragseingang im BMZ bis zum Zuwendungsbescheid ist mit einer Zeit-
spanne von bis zu 2 Monaten zu rechnen, in der verschiedene Stellungnahmen
–  u. a. der deutschen Auslandsvertretungen – eingeholt werden.

108. Wie viele Anträge auf Förderung wurden in den Jahren 1998 bis 2003 ab-
gelehnt, wie vielen wurde (auch teilweise) entsprochen, aufgeschlüsselt
nach Jahren?

Anträge im Bereich der privaten Träger:
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109. Wie hoch ist das finanzielle Volumen der abgelehnten Anträge im Ver-
hältnis zu den bewilligten?

Die Zahl der Ablehnungen variiert zwischen 3 und 12 Prozent. Dabei betrug das
finanzielle Volumen der Ablehnungen z. B. im Jahr  2003 1 180 000 Euro.

110. Welche Gründe führten zur Ablehnung von Förderanträgen?

Überwiegend waren für eine Ablehnung folgende Gründe ausschlaggebend:
Fehlende formale Voraussetzungen, mangelnde Qualifikation bzw. Eignung der
ausländischen Partnerorganisation, konzeptionelle Schwächen des Antrags,
mangelnde Nachhaltigkeit.

111. Werden Projekte, die von NRO durchgeführt und durch die Bundesregie-
rung finanziell gefördert werden, grundsätzlich öffentlich ausgeschrie-
ben?

Nein. Es handelt sich um originäre Vorhaben der NRO, nicht um die Durchfüh-
rung von Vorhaben der Bundesregierung.
Sofern die Frage auch die Erteilung von Aufträgen durch die NRO mitein-
bezieht, so ist dieses Verfahren durch „Besondere Nebenbestimmungen für
Zuwendungen des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung für die Förderung entwicklungswichtiger Vorhaben privater
deutscher Träger (BNBest-P/Private Träger)“ geregelt. Sie sind Bestandteil des
Zuwendungsbescheides.

112. Wenn ja, ab welcher Höhe?

Vergleiche Antwort zu Frage 111.
Bei der Vergabe von Aufträgen mit einem Gesamtbetrag von mehr als 25 000 Euro
durch eine NRO ist eine öffentliche Ausschreibung vorgesehen (Ziffer 3 der
BNBest-P/Private Träger).

113. Wenn nein, warum nicht?

Vergleiche Antwort zu Frage 111.

III. Evaluierung

114. Gibt es einen Informationsaustausch zwischen den Bundesministerien
über Erfahrungswerte mit NRO, und wenn ja, wie gestaltet sich dieser
Austausch konkret?

Der Informationsaustausch erfolgt überwiegend im Zusammenhang mit Projekt-
anträgen.
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115. Wer übernimmt das Controlling und die Evaluierung von Projekten, die
ausschließlich oder zum größten Teil von NRO durchgeführt worden
sind?

Das Controlling erfolgt durch die laufende Projektüberwachung und die Prüfung
der Verwendungsnachweise. Bei Evaluierungsbedarf – in der Regel bei kom-
plexeren Projekten – wird die Evaluierung bereits im Antrag begründet und
kostenmäßig berücksichtigt. Die Durchführung der Evaluierung übernimmt die
NRO; die Terms of Reference werden mit dem BMZ abgestimmt; der Bericht
vom BMZ ausgewertet. Die Botschaften begleiten die Projekte in den Partner-
ländern, führen Projektbesuche und bei Bedarf Projektkontrollen durch.

116. Was kostet das Controlling und die Evaluierung von Projekten, die aus-
schließlich oder zum größten Teil von NRO durchgeführt worden sind,
im Schnitt pro Jahr?

Das Controlling erfolgt durch das BMZ. Für externe Evaluierungen werden bis
zu 15 000 Euro, für interne Evaluierungen in der Regel rd. 5 000 Euro bewil-
ligt.

117. Welche Probleme gibt es bei der Abrechnung von Projekten durch zivil-
gesellschaftliche Akteure?

Die häufigsten Probleme sind Abweichungen vom Kostenplan, zu früher Mittel-
abruf und dadurch Erhebung von Zinsen, Differenzen zum Kostenplan wegen
Wechselkursschwankungen.

IV. Verwaltung/Teilhabe der NRO

118. Wie hoch ist der Verwaltungsaufwand der Behörden im Bereich Koordi-
nierung, Evaluierung, Bewilligung von Anträgen und Projekten, aufge-
schlüsselt nach Geld und eingesetzten Mitarbeitern je Jahr?

Für 2004 standen für diese Aufgaben 5,8 Stellen zur Verfügung; davon 1,5 Stel-
len höherer Dienst, 3,5 Stellen gehobener Dienst und 0,8 Stellen mittlerer
Dienst.

119. Wie hat sich diese Zahl jährlich seit 1994 verändert?

Entwicklung der Personalausstattung im BMZ im Bereich private Träger
1995 bis 2004
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120. Mit wie vielen Mitarbeitern oder Vertretern von NRO haben deutsche
Bundesministerien und die Bundesregierung unmittelbar und mittelbar
Beraterverträge aufgrund der Zugehörigkeit in diesen NRO?

Im Zuständigkeitsbereich des BMZ sind keine entsprechenden Fälle bekannt.

121. Wie werden die NRO in die Formulierung der entwicklungspolitischen
Ziel- und Schwerpunktsetzung der Bundesregierung eingebunden?

Grundsätzlich ist die Formulierung der entwicklungspolitischen Ziel- und
Schwerpunktsetzung originäre Aufgabe der Bundesregierung, wie auch die
NRO in ihrer entwicklungspolitischen Zielsetzung und Projektpolitik autonom
sind. In der Gestaltung der Entwicklungszusammenarbeit hat sich jedoch eine
sehr enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit entwickelt, die auf allen Ebenen
stattfindet. So werden z. B. NRO bereits in die Vorbereitungsphasen zur Erar-
beitung von Länderkonzepten bzw. Ländergesprächen, internationalen Konfe-
renzen, multilateralen Verhandlungen oder speziellen Initiativen der Bundes-
regierung (z. B. Entschuldungsinitiative) herangezogen. Daneben gibt es eine
Vielzahl von regelmäßigen Gesprächen mit der Leitung, mit allen operativen
Arbeitseinheiten und in den Auslandsvertretungen.

122. Wie viele NRO sind in den Schwerpunktländern des BMZ tätig?

In allen Schwerpunktländern – mit Ausnahme von Mazedonien, Georgien,
Ägypten und der Türkei – waren im Jahr 2004 NRO mit vom BMZ geförderten
Projekten tätig. Aufgrund der Tatsache, dass laufend neue NRO erstmalig in die
Förderung aufgenommen werden und der unterschiedlichen Laufzeit der Projek-
te variiert die Anzahl der NRO ständig. Es kann jedoch davon ausgegangen wer-
den, dass etwa 2/3 der in 2004 geförderten 240 NRO in den Schwerpunktländern
tätig waren.

123. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung in der Diskussion um
einen internationalen Verhaltenskodex für NRO?

Vergleiche Antwort zu Frage 52.

124. Nach welchen Maßstäben unterscheidet die Bundesregierung, ob Aufträ-
ge an staatliche Durchführungsorganisationen oder an zivilgesellschaft-
liche Gruppierungen vergeben werden?

Die Bundesregierung vergibt Aufträge lediglich an die staatlichen Durchfüh-
rungsorganisationen, und zwar in aller Regel auf der Basis von Anträgen, die
seitens der Partnerregierung an die Bundesregierung gerichtet werden (staat-
liche Entwicklungszusammenarbeit zwischen Regierungen).
Demgegenüber werden an zivilgesellschaftliche Gruppierungen keine Aufträge
vergeben. Diese erhalten Zuwendungen für Anträge, die sie – auf eigene Initiative
und meist mit finanzieller Eigenbeteiligung – an die Bundesregierung stellen.
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125. Gibt es ein Spannungsfeld zwischen dem Eigeninteresse am Erhalt der
staatlichen Durchführungsorganisationen und der Vergabe von Projekt-
mitteln an NRO?

Nein. Für die Projektmittel für die privaten Träger steht ein eigener Haushalts-
titel zur Verfügung, der eine direkte Konkurrenz ausschließt.

126. Welchen Stellenwert nimmt die staatliche Zusammenarbeit mit NRO im
Verhältnis zur Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ein?

Die Bundesregierung misst sowohl den NRO als auch der Wirtschaft große Be-
deutung für die Erreichung der entwicklungspolitischen Ziele bei, wobei beide
Bereiche unterschiedliche Funktionen wahrnehmen und komplementär zu sehen
sind. Im Rahmen des Programms „Public Private Partnership“ (PPP) des BMZ
sind gemeinsame Entwicklungspartnerschaften von staatlichen Durchführungs-
organisationen, NRO und der Wirtschaft auf den Weg gebracht worden, die sich
beispielsweise im Kaffee- und Textilsektor für eine Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen in den Partnerländern einsetzen. Auch der „Runde
Tisch Verhaltenskodizes“ bringt Vertreter der Wirtschaft und der NRO zu-
sammen, um gemeinsam mit staatlichen Institutionen die Verbesserung der
Umsetzung von Arbeits- und Sozialstandards in Entwicklungsländern durch
Verhaltenskodizes von Unternehmen und Verbänden zu fördern.

127. Inwieweit sieht die Bundesregierung durch NRO das entwicklungspoli-
tische Konzept der „Ownership“ verwirklicht?

Durch NRO wird das entwicklungspolitische Konzept der „Ownership“ in
hohem Maße verwirklicht. In den Förderrichtlinien ist festgelegt, dass der lokale
Träger bereits bei der Projektkonzeption mitwirkt, er ist für die Durchführung
und die eventuelle Weiterführung der Maßnahme nach Beendigung der Förde-
rung verantwortlich. Die deutsche NRO ist im Idealfall nur der Partner, der die
Maßnahme des lokalen Trägers sowohl durch Eigenmittel als auch durch den
Zugang zu Fördermitteln des BMZ unterstützt

128. In welchem Verhältnis stehen Ausgaben für Inlands- bzw. Bildungsarbeit
zu Mitteln für Projektarbeit vor Ort?

Für die entwicklungspolitische Bildungsarbeit wurden 2004 0,3 Prozent des
EPL 23 veranschlagt (vgl. auch Tabelle in Anlage 1).

129. In welchem Verhältnis stehen Ausgaben für Inlandsbildungsarbeit zu
Mitteln für die Aidsbekämpfung?

Für die Inlandsbildungsarbeit werden jährlich 10,0 Mio. Euro verausgabt. Für
die Aidsbekämpfung stehen insgesamt 300,0 Mio. Euro zur Verfügung, davon
90,0 Mio. Euro für die bilaterale Zusammenarbeit.
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